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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung in der Zeitung „DIE 
WELT“ vom 11. Juli 2005 zu, wonach Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder die Aussage „[...] 
das habe die Union in eigenen Regierungszei- 
ten in den neunziger Jahren verschlafen: Es 
hieße, eine Groteske zu formulieren, wenn wir 
die Penner von gestern den Aufbruch von mor- 
gen gestalten lassen wollen“ getätigt haben 
soll, und wenn ja, welche Personen meinte 
Bundeskanzler Gerhard Schröder hiermit? 


Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes, Staatssekretär 
Dr. Frank- Walter Steinmeier 
vom 18. Juli 2005 

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, Aussagen von Politikern 
bei Parteiveranstaltungen zu kommentieren. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


2. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten und spezifischen Gefähr- 
dungen gehen nach Ansicht der Bundesregie- 
rung von einem Sportfiugzeug bzw. dem Pilo- 
ten aus, die nicht in ähnlicher Weise von ande- 
ren Verkehrsteilnehmern mit bodengebunde- 
nen Portbewegungsmitteln (Pkw, Lkw) erzeugt 
werden können? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 14. Juli 2005 

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass sie durch die Sicherheits- 
behörden regelmäßig Gefährdungsanalysen erstellen lässt, die auf- 
grund des sensiblen Inhalts jedoch nicht zur Veröffentlichung geeignet 
sind. 


3. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Überlegung, 
dass z. B. von einem Tanklastzug, der mit 
30 000 Litern Benzin befüllt in jede Innenstadt 
gelangen kann, ebenfalls sehr erhebliche Ge- 
fährdungen ausgehen können, obwohl dessen 
Pahrer keiner mit § 7 Luftsicherheitsgesetz 
(LuftSiG) vergleichbaren Überprüfung unter- 
zogen wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 14. Juli 2005 

Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 


4. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass auslän- 
dische Berufspiloten, die in Deutschland nicht 
nach § 7 LuftSiG überprüft werden können, in 
den von ihnen gesteuerten Großraumflugzeu- 
gen mit 200 000 Litern Treibstoff und Hunder- 
ten Passagieren nur wenige Flugminuten von 
den Innenstädten deutscher Großstädte starten 
und landen, und sieht die Bundesregierung 
auch in diesen Großraumflugzeugen potentiel- 
le Gefahrenquellen? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 14. Juli 2005 

Ja. Sicherheitsüberprüfungen von Berufspiloten sind jedoch nicht nur 
national in § 7 Luftsicherheitsgesetz geregelt. Nach Kapitel 2.2.1 ii) 
des Anhangs der Verordnung (EG) 2320/2002 sind alle Mitgliedstaa- 
ten der EU und nach Standard 4.7.2 des Annex 17 zur Konvention 
der Internationalen Zivüluftfahrtkonferenz alle Mitgliedstaaten der In- 
ternationalen Zivilluftfahrtkonferenz (ICAO) verpflichtet, Personal, 
das Zugang zu Sicherheitsbereichen haben muss, einer Zuverlässig- 
keitsüberprüfung zu unterziehen; dies betrifft auch Berufspiloten. Ein 
weiterer Sicherheitsgewinn wird dadurch erreicht, dass sämtliches 
Luftfahrtpersonal auf Flughäfen in EU-Mitgliedstaaten vor Betreten 
der „sensiblen Bereiche“ eines Flughafens (und damit auch vor Betre- 
ten eines Luftfahrzeugs) auf das Mitführen von verbotenen Gegen- 
ständen durchsucht wird. 


5. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Welche Beurteilungskriterien werden bei der 
Zuverlässigkeitsüberprüfung von deutschen 
Sport-, Privat- und Geschäftspüoten nach § 7 
LuftSiG herangezogen, und von wem sind die- 
se Kriterien ausgearbeitet worden? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 14. Juli 2005 

Bezüglich der Kriterien für die Beurteilung der Zuverlässigkeit wird 
auf die Urteile des Bundesverwaltungsgerichts vom 15. Juli 2004 (3 C 
33/03) und 11. November 2004 (3 C 8/04) verwiesen. Danach ist der 
Begriff der Zuverlässigkeit aus sich heraus genügend bestimmt (Arti- 
kel 20 Abs. 3 GG). 
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6. Abgeordnete 

Ilse 

Falk 

(CDU/CSU) 


Hält sich die Bundesregierung selbst an den 
Appell ihrer Initiative „Erfahrung ist Zu- 
kunft“, mit der sie den Anteil älterer Men- 
schen im Erwerbsleben erhöhen will, und wenn 
ja, wie viele über 50-Jährige wurden seit Be- 
ginn dieser Legislaturperiode neu in den ein- 
zelnen Bundesministerien eingestellt, aufgeteilt 
nach Angestellten- bzw. Beamtenstatus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 14. Juli 2005 

Die von der Bundesregierung am 28. Juni 2005 gestartete Initiative 
„Erfahrung ist Zukunft“ geht davon aus, dass sich die Altersstruktur 
der Gesellschaft in den nächsten Jahrzehnten verändern wird. Wegen 
der längeren Lebenszeit und einer geringen Geburtenrate wird es im- 
mer mehr ältere und weniger jüngere Menschen in Deutschland ge- 
ben. Unter dem Dach der Initiative werden Projekte und Veranstal- 
tungen vernetzt. Um die Situation älterer Menschen zu beleuchten 
und zu fördern, hat die Bundesregierung zudem den Eünften Altenbe- 
richt unter das Thema „Potentiale des Alters in Wirtschaft und Gesell- 
schaft - Der Beitrag älterer Menschen zum Zusammenhalt der Gene- 
rationen“ gestellt. 

Vor diesem Hintergrund ist es Ziel der Personalpolitik der Bundesre- 
gierung, ältere Menschen länger im Erwerbsleben zu halten und ihre 
Erfahrungen zu nutzen. Dies gilt auch für den öffentlichen Dienst. 
Derzeit sind rund 36% der Beschäftigten im öffentlichen Dienst des 
Bundes 45 Jahre und älter. Daher hat die Bundesregierung insbeson- 
dere im Beamtenbereich Maßnahmen zur Senkung der Zahlen des 
Ruhestandseintritts wegen Dienstunfähigkeit ergriffen, um das vorzei- 
tige Ausscheiden vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze zu ver- 
meiden. Im Bereich des Bundes sind die Zahlen der wegen Dienstun- 
fähigkeit vorzeitig in den Ruhestand versetzten Beamtinnen und Be- 
amten auf dem niedrigsten Niveau seit 25 Jahren. 


7. Abgeordnete 

Ilse 

Falk 

(CDU/CSU) 


Wie viele der nach Frage 6 neu eingestellten 
über 50-Jährigen wurden mit Zeitvertrag be- 
schäftigt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 14. Juli 2005 

Siehe Antwort zu Frage 6. 


8. Abgeordnete 

Ilse 

Falk 

(CDU/CSU) 


Wie ist das jeweilige Verhältnis der Zahlen 
nach Fragen 6 und 7 zu der entsprechenden 
Zahl der Neueinstellungen insgesamt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 14. Juli 2005 

Siehe Antwort zu Frage 6. 


9. Abgeordnete 

Ilse 

Falk 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung im eigenen Perso- 
nalverantwortungsbereich Nachholbedarf, und 
wie gedenkt sie diesen ggf zu lösen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 14. Juli 2005 

Nein. 


10. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Wie viele Reisedokumente (Pässe/Ausweise) 
gehen jährlich im Ausland verloren und müs- 
sen von den zuständigen deutschen Behörden 
ersatzweise ausgestellt werden (wenn möglich 
Auflistung nach Kontinenten)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 21. Juli 2005 

Über verlorene Reisedokumente im Ausland sowie die anschließende 
anlassbezogene Neuausstellung von Reisedokumenten durch deutsche 
Passbehörden wird keine Statistik geführt. 


11. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
die Hilfs- und Rettungskapazitäten sowie die 
Einrichtungen des Katastrophenschutzes in 
München nicht ausreichend sind (vgl. Abend- 
zeitung vom 9./10. Juli 2005), und wenn ja, 
welche Konsequenzen zieht sie daraus? 


12. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen zur Verbesserung der 
Katastrophenschutzeinrichtungen in München 
plant die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund der Bedrohungen durch den internatio- 
nalen Terrorismus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 14. Juli 2005 

Eine Einschätzung, ob die Hilfs- und Rettungskapazitäten sowie die 
Einrichtung des Katastrophenschutzes in München ausreichend sind 
oder nicht, steht dem Bund nicht zu. Katastrophenschutz ist allein 
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Sache der Länder. Diese haben in eigener Verantwortung die entspre- 
chenden personellen und materiellen Ressourcen vorzuhalten und zu 
finanzieren. 

Der Bund hat für den Bereich des Bevölkerungsschutzes nur eine eng 
bemessene Kompetenz, nämlich den Schutz der Bevölkerung vor 
kriegsbedingten Gefahren (Artikel 73 Nr. 1 GG). Allein in dieser Hin- 
sicht ergänzt er den Katastrophenschutz der Länder in den Bereichen 
Brandschutz, ABC-Schutz, Sanitätswesen und Betreuung (§12 Zivü- 
schutzgesetz). Er beschafft hierfür Ausstattung (insbesondere Fahr- 
zeuge) und stellt sie den Ländern unentgeltlich - ergänzend - zur Ver- 
fügung. Die Länder weisen die vom Bund beschaffte Ausstattung den 
für den Katastrophenschutz zuständigen Behörden zu. Diese geben 
ihrerseits die Ausstattung an die Träger der Einheiten und Einrichtun- 
gen weiter. Die Verteilung dieser Ausstattung innerhalb des Eandes 
obliegt dem jeweiligen Fand selbst. Der Bund nimmt auf die landes- 
interne Verteilung keinen Einfluss. 

Der Bund hat im vorgenannten Rahmen dem Fand Bayern bisher ins- 
gesamt 1 105 Einsatzfahrzeuge zur Verfügung gestellt. 


13. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Welche Rechtsnormen sind seit dem 17. De- 
zember 2004 bis heute erlassen worden, um 
die Projekte der „Initiative Bürokratieabbau“ 
umzusetzen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 20. Juli 2005 

Folgende Rechtsnormen sind seit dem 17. Dezember 2004 zur Umset- 
zung der Projekte der „Initiative Bürokratieabbau“ erlassen worden: 

1 . Entlastungen im Bereich der Außenhandelsstatistik 
umgesetzt durch die Vierzehnte Verordnung zur Änderung der 
Außenhandelsstatistik-Durchführungsverordnung vom 17. De- 
zember 2004; die Regelungen sind am 1. Januar 2005 in Kraft 
getreten. 

2. Melde- und Beitragssystem in der Sozialversicherung 
umgesetzt durch das Verwaltungsvereinfachungsgesetz vom 
21. März 2005; das Gesetz ist am 30. März 2005 in Kraft getre- 
ten. 

3. Verwendung elektronischer Kommunikationsformen in der Justiz 
umgesetzt durch das Justizkommunikationsgesetz vom 22. März 
2005; das Gesetz ist am 1. April 2005 in Kraft getreten. 

4. Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 

umgesetzt durch das Gesetz zur Reform der beruflichen Büdung 
vom 23. März 2005; das Gesetz ist am 1. April 2005 in Kraft ge- 
treten. 
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5. Erleichterung von Infrastrukturmaßnahmen beim Brückenbau 
über Bundeswasserstraßen 

umgesetzt durch das Gesetz zur Änderung wegerechtlicher Vor- 
schriften vom 22. April 2005; das Gesetz ist am 30. April 2005 in 
Kraft getreten. 

6. Novellierung des Bundesreisekostengesetzes 

umgesetzt durch das Gesetz zur Reform des Reisekostenrechts 
vom 26. Mai 2005; das Gesetz tritt am 1. September 2005 in 
Kraft. 

7. Vereinfachung des Meldewesens 

Standards für den Austausch und den Transport von Nachrichten 
in elektronischer Form wurden verbindlich durch die Erste Ver- 
ordnung zur Durchführung von regelmäßigen Datenübermittlun- 
gen zwischen Meldebehörden verschiedener Eänder (Erste Bun- 
desmeldedatenübermittlungsverordnung) vom 21. Juni 2005; die 
Regelungen sind am 25. Juni 2005 in Kraft getreten. 

8. Bürokratieabbau und Deregulierung - Umsetzung der Vorschläge 
aus den Regionen 

umgesetzt durch das Gesetz zur Umsetzung von Vorschlägen zu 
Bürokratieabbau und Deregulierung aus den Regionen vom 
21. Juni 2005; das Gesetz ist am 1. Juli 2005 in Kraft getreten. 

9. Elektronische Gesundheitskarte 

Mit dem Gesetz zur Organisationsstruktur der Telematik im Ge- 
sundheitswesen vom 22. Juni 2005 werden die Organisations- 
struktur für die Gesellschaft für Telematik (gematik mbH) und 
die Finanzierung der Infrastruktur geregelt; das Gesetz ist am 
28. Juni 2005 in Kraft getreten. 

10. Konsolidierung des Eebensmittelrechts 

wird umgesetzt durch das Gesetz zur Neuordnung des Eebens- 
mittel- und des Futtermittelrechts; der Bundesrat hat dem Gesetz 
am 17. Juni 2005 zugestimmt, die Verkündung im Bundesgesetz- 
blatt steht unmittelbar bevor. 

11. Elektronische Zustellung von Verwaltungsdokumenten 

wird umgesetzt durch das Gesetz zur Novellierung des Verwal- 
tungszustellungsrechts; der Bundesrat hat dem Gesetz am 17. Juni 
2005 zugestimmt, die Verkündung im Bundesgesetzblatt steht un- 
mittelbar bevor. 

12. Neustrukturierung der Oberbehörden und IT-Einrichtungen der 
Bundesfinanzverwaltung 

wird umgesetzt durch das Gesetz zur Neuorganisation der Bun- 
desfinanzverwaltung und zur Schaffung eines Refinanzierungs- 
registers; der Bundesrat hat dem Gesetz am 8. Juli 2005 zuge- 
stimmt, die Verkündung im Bundesgesetzblatt steht unmittelbar 
bevor. 
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14. Abgeordnete 

Gisela 

Piltz 

(FDP) 


In wieweit hat die Bundesregierung die Pass- 
ämter der Kommunen auf die Einführung der 
neuen Reisepässe mit biometrischen Merkma- 
len vorbereitet, und welche Maßnahmen hat 
sie diesbezüglich geplant? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 14. Juli 2005 

Die Länder führen das Passrecht als eigene Angelegenheit aus, so dass 
die Bundesregierung die Passbehörden grundsätzlich über die Innen- 
ministerien und Senatsverwaltungen für Inneres der Länder infor- 
miert. Zur Einführung der neuen Reisepässe ist im Juni dieses Jahres 
eine breit angelegte Informationskampagne gestartet worden. Bis zur 
Ausgabe der neuen Pässe mit biometrischen Merkmalen Anfang No- 
vember werden die Passbehörden durch die Bereitstellung von Ar- 
beitsmaterialien und Durchführungshinweisen umfassend vorbereitet 
sein. Das Bundesministerium des Innern, das Bundesamt für Sicher- 
heit in der Informationstechnik und die Bundesdruckerei GmbH wer- 
den Vertretern von Kommunen auf zahlreichen Veranstaltungen und 
Messen darüber hinaus im Juli bis November 2005 für Nachfragen 
zum biometrischen Reisepass zur Verfügung stehen. 


15. Abgeordnete 

Gisela 

Piltz 

(FDP) 


Welche Kosten kommen auf die Kommunen 
für die biometrische Ersterfassung der Antrag- 
steller zu, und welche finanzielle Unterstüt- 
zung wird die Bundesregierung diesbezüglich 
an die Kommunen leisten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 14. Juli 2005 

Die Kosten der biometrischen Ersterfassung der Daten der Antrag- 
steller sind grundsätzlich durch die Passgebühr abgedeckt. Die Digita- 
lisierung des vom Antragsteller mitgebrachten Fotos erfolgt im Rah- 
men der digitalen Antragstellung (DIGANT) schon heute in den meis- 
ten Gemeinden durch Scanner vor Ort, bei den anderen Gemeinden 
zentral in der Bundesdruckerei. Die Einführung des elektronischen 
Passes zum 1. November 2005 führt nur dann zu einem Investitions- 
bedarf für die Gemeinden, wenn diese neu auf digitale Antragstellung 
und damit auf mehr Service für die Antragsteller umsteigen wollen. 

Die für die Ersterfassung des Fingerabdrucks (ab 2007) erforderliche 
Infrastruktur wird den Gemeinden von der Bundesdruckerei zur Ver- 
fügung gestellt. Diese und weitere zur Herstellung eines hochsicheren 
Passdokuments nötigen Leistungen der Bundesdruckerei sind in den 
von der Bundesdruckerei erhobenen Passpreis einbezogen. 
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16. Abgeordnete In welchem Umfang hat die Bundesregierung 

Gisela Kenntnis davon, dass deutsche Sicherheitsbe- 

Piltz hörden bei der Erfassung der Personalien von 

(FDP) Verdächtigen auch eine Rubrik „homosexuell“ 

führen, und wenn ja, bei welchen Behörden ist 
dies der Fall? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 20. Juli 2005 

Nach Kenntnis der Bundesregierung führt keine Sicherheitsbehörde 
des Bundes bei der Erfassung der Personalien von Verdächtigen eine 
Rubrik „homosexuell“. Ein entsprechendes Dateifeld existiert in kei- 
ner Datei. 


17. Abgeordnete In welchem Umfang hat die Bundesregierung 

Gisela Kenntnis davon, dass deutsche Sicherheitsbe- 

Piltz hörden Informationen darüber speichern, ob 

(FDP) eine Person an einem Ort angetroffen wird, 

der behördenintern über einen Bezug zum 
Aufenthalt homosexueller Personen definiert 
wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 20. Juli 2005 

Nach Kenntnis der Bundesregierung speichert keine Sicherheitsbehör- 
de des Bundes Informationen darüber, ob eine Person an einem Ort 
angetroffen wird, der behördenintern über einen Bezug zum Aufent- 
halt homosexueller Personen definiert wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Wann erfolgt die Auflösung des Fluthilfe-Auf- 
baufonds, welcher zur Beseitigung der Schä- 
den durch das Hochwasser 2002 eingerichtet 
wurde, und welche Rest-Anteile entfallen vo- 
raussichtlich auf die beteüigten Bundesländer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 19. Juli 2005 

Die Auflösung des Fonds „Aufbauhilfe“ ist derzeit noch nicht abseh- 
bar, da ein erheblicher Teil der Mittel gebunden aber noch nicht ver- 
ausgabt worden ist. Die Durchführung von baulichen Programm- 
Maßnahmen wird voraussichtlich noch mehrere Jahre in Anspruch 
nehmen. Das Bundesministerium der Finanzen ist bestrebt, den Fonds 
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nur so lange aufrechtzuerhalten, wie die angemessene Durchführung 
der Maßnahmen dies erfordert. 

Zur Verteilung der Restmittel wurde eine Vereinbarung zwischen dem 
Bund und den beteiligten Ländern geschlossen, wonach zur Deckung 
des Mehrbedarfs des Freistaates Sachsen und des Landes Niedersach- 
sen die Minderbedarfe der übrigen Länder in Nominalbeträgen inner- 
halb der Programme des Fonds umgeschichtet werden. Abzüglich des 
Bedarfs des Landes Niedersachsen werden diese Mittel je zur Hälfte 
für Fondsmaßnahmen des Freistaates Sachsen einerseits und für Maß- 
nahmen des Programms „Aufwendungen für Bundesfernstraßen“ im 
Hoheitsgebiet des Freistaates Sachsen verwendet. 


19. Abgeordnete 
Maria 
Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das Ehegat- 
tensplitting abzuschaffen, und wenn ja, welche 
verfassungskonforme Regelung der Ehegatten- 
besteuerung zieht die Bundesregierung in Er- 
wägung? 


20. Abgeordnete 
Maria 
Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Von welchen Mehreinnahmen im Bundeshaus- 
halt geht die Bundesregierung unter Berück- 
sichtigung einer evtl, verfassungskonformen 
Ersatzregelung der Ehegattenbesteuerung aus? 


21. Abgeordnete 
Maria 
Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil der Familien, der von 
der evtl. Abschaffung des Ehegattensplittings 
betroffen sind, aufgeteilt nach Familien mit un- 
terhaltsberechtigten Kindern oder Kindern, 
die nicht mehr unterhaltsberechtigt sind an der 
Gesamtzahl der betroffenen Ehepaare? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. Juli 2005 

Das Ehegattensplitting stellte eine verfassungskonforme Ausgestal- 
tung der Ehegattenbesteuerung dar. Die Bundesregierung stellt keine 
Erwägungen bezüglich eventueller verfassungskonformer Ersatzrege- 
lungen an. 

Nach einer wissenschaftlichen Studie des Deutschen Instituts für Wirt- 
schaftsforschung (DIW) haben 65 Prozent der Ehepaare Kinder, für 
die ein Kindergeldbezug gewährt wird. Bei weiteren 25 Prozent der 
Ehepaare sind erwachsene Kinder vorhanden, bei denen die recht- 
lichen Voraussetzungen für die Gewährung von Kindergeld in voran- 
gegangenen Veranlagungszeiträumen Vorgelegen haben. Nur 10 Pro- 
zent der Ehepaare haben oder hatten keine Kinder. 
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22. Abgeordneter 

Otto 

Fricke 

(FDP) 


Sind Zinsen, die Steuerpflichtige im Rahmen 
der Einkommensteuererstattung wegen Über- 
zahlung erhalten, Steuer- bzw. abgabenpflich- 
tig, und was sind die Erwägungen hierfür? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 19. Juli 2005 

Erstattungszinsen nach § 233a der Abgabenordnung (AO) unterliegen 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen der Einkommensteuer. Sie zählen 
zu den Erträgen aus sonstigen Kapitalforderungen jeder Art i. S. d. 
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 des Einkommensteuergesetzes. Hierfür ist es nicht 
erforderlich, dass ein Steuerpflichtiger sein Kapital auf freiwilliger Ba- 
sis einem anderen zur Nutzung überlässt. Der weite Wortlaut erfasst 
auch eine vom Schuldner der Kapitalforderung erzwungene Kapital- 
überlassung. Eine Einkommensteuerpflicht ist nicht wegen des Scha- 
densersatzcharakters des Zinsanspruchs gemäß § 233 a AO ausge- 
schlossen. Ein solcher Zweck einer Zinszahlung steht der Einstufung 
dieser Zahlung als Entgelt für eine erzwungene Kapitalüberlassung 
auch nach Auffassung der Rechtsprechung nicht entgegen (vgl. Urteü 
des Bundesfinanzhofs vom 8. April 1986 VIII R 260/82, Bundes- 
steuerblatt 1986 II, 557). 


23. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Kontostammdatenabfragen gemäß 
§ 24 des Gesetzes über das Kreditwesen 
(KWG) hat es seit Inkrafttreten der Vorschrift 
zum 1. April 2005 gegeben, und auf welche 
Höhe belaufen sich die von Privatpersonen bei 
deutschen Geldinstituten und Banken angeleg- 
ten Gelder, die aufgrund der Einführung der 
Kontostammdatenabfrage gemäß § 24 KWG 
zu ausländischen Geldinstituten und Banken 
transferiert wurden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 20. Juli 2005 

Im Zeitraum seit dem Inkrafttreten des § 24c KWG am 1. April 2003 
bis zum 30. Juni 2005 sind insgesamt 72093 automatisierte Abrufe 
von Kontoinformationen durch die Bundesanstalt für Finanzdienst- 
leistungsaufsicht vorgenommen worden. 

Davon zu unterscheiden sind die automatisierten Abrufe von Konto- 
informationen nach dem am 1. April 2005 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Förderung der Steuerehrlichkeit - §§ 93, 93b Abgabenordnung 
(AO). Im Zeitraum vom 1. April 2005 bis zum 30. Juni 2005 sind ins- 
gesamt 1 738 automatisierte Abrufe von Kontoinformationen nach 
den §§ 93, 93b AO durch das Bundesamt für Finanzen durchgeführt 
worden. 

Abrufe gemäß § 24c KWG, §§ 93, 93b AO beziehen sich im Wesent- 
lichen nur auf Informationen, bei welchem Kreditinstitut in Deutsch- 
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land ein Konto oder Depot für den einzelnen Kunden geführt wird. 
Weder Kontenbewegungen noch Kontenstände können durch einen 
Kontenabruf ermittelt werden. Der Bundesregierung liegen daher kei- 
ne Zahlen über in Deutschland angelegte oder ins Ausland transferier- 
te Gelder vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


24. Abgeordnete 

Ingrid 

Fischbach 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
die pauschalierten Leistungen nach § 20 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch zur Siche- 
rung des Lebensunterhaltes für Eltern schul- 
pflichtiger Kinder ausreichend sind, um entste- 
hende Mehrbedarfe, wie etwa die Ausgabe für 
Lernmittel zu decken, und wenn ja, inwiefern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 19. Juli 2005 

Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhaltes umfasst insbe- 
sondere den Bedarf an Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, 
Bedarfe des täglichen Eebens sowie in vertretbarem Umfang auch Be- 
ziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Eeben. Die 
Regelleistungen entsprechen dem Niveau der Sozialhilfe, die als Refe- 
renzsystem fungiert. Die Bemessung der Regelsätze in der Sozialhilfe 
erfolgt unter Berücksichtigung von Stand und Entwicklung von Netto- 
einkommen, Verbraucherverhalten und Eebenshaltungskosten auf der 
Grundlage von tatsächlichen, statistisch ermittelten Verbrauchsausga- 
ben von Haushalten in unteren Einkommensgruppen. 

Da es sich bei der Regelleistung nach dem SGB II um eine pauscha- 
lierte Eeistung handelt, können einzelne Positionen nicht isoliert he- 
rausgerechnet werden. Die Pauschalierung der Eeistungen stärkt die 
Selbstverantwortung der Eeistungsbezieher, denn durch Ansparen 
oder Verringerung der Ausgaben in einem Bereich können höhere 
Ausgaben in einem anderen Bereich getätigt werden. Auf diese Weise 
können beispielsweise auch höhere Ausgaben zu Schuljahresbeginn 
ausgeglichen werden. 

Das gesamte Schulwesen nach dem Grundgesetz fällt in die aus- 
schließliche Zuständigkeit der Eänder, so dass beispielsweise zur Era- 
ge der Befreiung von der Zuzahlungspflicht für Schulbücher durch die 
Bundesregierung keine Stellung genommen werden kann. 

Ein Grundbedarf für Eehrmittel und Schulbedarfe (z. B. Schulhefte 
u. Ä.) ist in der Regelleistung nach § 20 SGB II enthalten. Darüber 
hinausgehende, aufstockende Eeistungen nach dem SGB II für den 
Kauf von Schulbüchern oder sonstigen Eernmitteln können nicht ge- 
währt werden. 
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Hilfebedürftigen, die einen durch das jeweilige Bundesland vorgesehe- 
nen Eigenanteil für Schulbücher nicht leisten können, kann im Einzel- 
fall ein Darlehen gemäß § 23 Abs. 1 SGB II durch den zuständigen 
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende gewährt werden. 


25. Abgeordnete Welche Umstände haben dazu geführt, dass 

Gudrun die Bundesregierung inzwischen von ihrem 

Kopp Vorhaben abgerückt ist (vgl. Antwort des Par- 

(EDP) lamentarischen Staatssekretärs beim Bundes- 

minister für Wirtschaft und Arbeit, Gerd 
Andres, vom 12. Juli 2005 auf meine schrift- 
liche Präge 16 auf Bundestagsdrucksache 
15/5919), ein externes Gutachten über einen 
möglichen Börsengang der RAG einzuholen, 
das laut Aussage des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs beim Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit, Dr. Dietmar Staffelt, am 16. März 
2005 im Bundestagsausschuss für Wirtschaft 
und Arbeit sehr kurzfristig vergeben werden 
und in zwei bis drei Monaten vorliegen sollte 
(Protokoll der Ausschusssitzung vom 16. März 
2005, S. 1523)? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 21. Juli 2005 

Die Bundesregierung ist nicht von dem Vorhaben abgerückt, ein ex- 
ternes Gutachten über einen möglichen Börsengang der RAG einzu- 
holen. Allerdings hat die RAG ihr Konzept seit März 2005 weiterent- 
wickelt, und dieser Prozess ist noch nicht abgeschlossen. 

Das Gutachten kann erst in Auftrag gegeben werden, wenn alle rele- 
vanten Umstände - auch unternehmensseitig - geklärt sind. 


26. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wie viele Anträge im Programm INNO- 
WATT des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit aus der Pörderrunde 31. März 
2005 sind vom Projektträger als förderwürdig 
eingestuft worden und warten derzeit auf Be- 
willigung der Pördermittel? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 13. Juli 2005 

Im Programm INNO-WATT des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit sind derzeit 102 Anträge aus der Antragsrunde 31. März 
2005 vom Projektträger bereits als förderwürdig eingestuft und warten 
auf einen Zuwendungsbescheid. 
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27. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die Förder- 
lücke in 2005 zu schließen, die durch die von 
der Bundesregierung in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
(Frage 24) auf Bundestagsdrucksache 15/5808 
angekündigte voraussichtliche Nichtbewilli- 
gung neuer Projekte im Programm INNO- 
WATT in 2005 entsteht? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 13. Juli 2005 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten sicherstel- 
len, durch eine flexible Bewirtschaftung der im BMWA-Haushalt 2005 
zur Verfügung stehenden Mittel keine Förderlücke entstehen zu las- 
sen. 


28. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Warum stehen beim Programm INNO-WATT 
laut o. g. Antwort nur 90 Prozent des Haus- 
haltsansatzes 2005 zur Verfügung, und wie vie- 
le dieser Mittel sind noch nicht durch mehrjäh- 
rige Projekte gebunden? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 13. Juli 2005 

Aufgrund der hohen Einsparverpflichtungen, die der BMWA-Haus- 
halt zu erbringen hat, können die Förderprogramme des BMWA 
nicht von vorneherein von deren Erwirtschaftung im Haushaltsvollzug 
ausgenommen werden. Für das Programm INNO-WATT stehen der- 
zeit 93 Prozent des Haushaltsansatzes 2005 zur Verfügung. 


29. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Wie ist die derzeitige gesetzliche Arbeitszeit- 
regelung für Auszubildende in landwirtschaft- 
lichen Berufen, wie beispielsweise der Tier- 
pflege, und wie bewertet die Bundesregierung 
diese Vorschriften im Hinblick auf die durch 
die natürlichen Gegebenheiten vorgegebenen, 
tatsächlich erforderlichen Arbeitszeiten in der 
Landwirtschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 19. Juli 2005 

Der gesetzliche Rahmen für die Arbeitszeitregelung von Auszubilden- 
den ist abhängig vom Alter des jungen Menschen. Für Jugendliche 
(Personen zwischen 15 und 18 Jahre) gilt das Jugendarbeitsschutz- 
gesetz. Für erwachsene Auszubildende (Personen ab 18 Jahre) ist das 
Arbeitszeitgesetz anzuwenden. 



Drucksache 15/5928 


-14- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Das Jugendarbeitsschutzgesetz verfolgt das Ziel, Jugendliche vor 
Überforderung, Überbeanspruchung und den Gefahren am Arbeits- 
platz entsprechend ihrem Entwicklungsstand zu schützen. Daher stellt 
das Gesetz höhere Anforderungen an den Arbeitszeitschutz als für er- 
wachsene Arbeitnehmer. 

Jugendliche dürfen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz grundsätzlich 
nicht mehr als acht Stunden täglich in der Zeit von 6 bis 20 Uhr und 
nicht mehr als 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden. Ihnen müs- 
sen im Voraus feststehende Ruhepausen von 30 Minuten bei einer Ar- 
beitszeit von mehr als viereinhalb Stunden, 60 Minuten bei einer Ar- 
beitszeit von mehr als sechs Stunden gewährt werden. Die Schichtzeit 
(Arbeitszeit plus Ruhepausen) darf nicht mehr als zehn Stunden betra- 
gen. Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit dürfen Jugendliche 
nicht vor Ablauf einer ununterbrochenen Freizeit von mindestens 
zwölf Stunden beschäftigt werden. Für Jugendliche gelten die 5-Tag- 
Woche und ein Beschäftigungsverbot an Samstagen, Sonntagen und 
an gesetzlichen Feiertagen. 

Abweichend von diesen Grundnormen sieht das Jugendarbeitsschutz- 
gesetz für bestimmte Branchen und Tätigkeiten den besonderen An- 
forderungen entsprechende Regelungen vor. So dürfen Jugendliche 
über 16 Jahre in der Fandwirtschaft bereits ab 5 Uhr oder bis 21 Uhr 
beschäftigt werden. Während der Erntezeit darf die Arbeitszeit für 
diese Jugendlichen auf bis zu neun Stunden pro Tag und bis zu 85 
Stunden in der Doppelwoche ausgedehnt werden. In der Fandwirt- 
schaft und der Tierhaltung kann die Schichtzeit der Jugendlichen bis 
zu elf Stunden betragen. Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher 
auch an Samstagen, Sonntagen sowie an Feiertagen (mit Ausnahme 
des ersten Weihnachts- und des ersten Osterfeiertags sowie am 1. Ja- 
nuar und am 1 . Mai). 

Erwachsene Auszubildende dürfen nach dem Arbeitszeitgesetz durch- 
schnittlich acht Stunden und sechs Tage pro Woche arbeiten. Daraus 
ergibt sich mittelbar eine durchschnittliche Höchstarbeitszeit von 
48 Stunden in der Woche. Die werktägliche Arbeitszeit kann auf bis 
zu zehn Stunden (60 Stunden pro Woche) verlängert werden, muss je- 
doch innerhalb von sechs Kalendermonaten oder 24 Wochen auf 
durchschnittlich acht Stunden ausgeglichen werden. Die Arbeit ist 
durch im Voraus feststehende Ruhepausen von mindestens 30 Minu- 
ten bei einer Arbeitszeit über sechs Stunden und bei einer Arbeitszeit 
über neun Stunden mindestens 45 Minuten zu unterbrechen. Nach Be- 
endigung der täglichen Arbeitszeit ist eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens elf Stunden zu gewähren. Arbeitnehmer an Sonn- und 
Feiertagen zu beschäftigen, ist grundsätzlich verboten. 

Auch das Arbeitszeitgesetz kennt besondere Ausnahmeregelungen für 
die Fandwirtschaft und die Tierhaltung. So kann die Ruhezeit um eine 
Stunde verkürzt werden, wenn die Verkürzung innerhalb eines Kalen- 
dermonats oder vier Wochen durch Verlängerung einer anderen Ru- 
hezeit auf mindestens zwölf Stunden ausgeglichen wird. Zulässig ist in 
der Fandwirtschaft und der Tierhaltung auch die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern an Sonntagen. 

Nach dem Gesetz können die Tarifvertragsparteien die Arbeits- und 
Ruhezeiten in der Fandwirtschaft der Bestellungs- und Erntezeit sowie 
den Witterungseinflüssen anpassen. Darüber hinaus kann die Auf- 
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Sichtsbehörde für Saison und Kampagnenbetriebe längere tägliche Ar- 
beitszeiten für die Zeit der Saison oder Kampagne bewilligen. 

Mit ihren Ausnahmeregelungen tragen das Jugendarbeitsschutzgesetz 
und das Arbeitszeitgesetz den Besonderheiten der Tätigkeit in der 
Landwirtschaft Rechnung. Problemfälle oder Wünsche zur Änderung 
des zeitlichen Rahmens sind bisher weder von den landwirtschaftli- 
chen Verbänden noch von Betroffenen an die Bundesregierung heran- 
getragen worden. 


30. Abgeordnete 

Daniela 

Raab 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass, wenn jemand eine Erwerbs- 
minderungs-Rente bewilligt bekommt, er auf- 
grund der Krankheit nicht mehr als arbeitslos 
gilt und somit die Bundesagentur für Arbeit 
unter Berücksichtigung der §§117 ff. des Zwei- 
ten Buches Sozialgesetzbuch die Zahlung ein- 
stellt, was zu einer Zahlungslücke nach § 142 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch führt, da der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld erst mit Beginn der laufenden Zah- 
lung der Rente eintritt, und wenn ja, welchen 
gesetzlichen Handlungsbedarf sieht die Bun- 
desregierung? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 22. Juli 2005 

Das Arbeitslosengeld tritt als Entgeltersatzleistung an die Stelle des 
wegen Arbeitslosigkeit ausfallenden Arbeitsentgelts. Die Eeistung 
wird deshalb grundsätzlich nur für Zeiten gezahlt, in denen der Ar- 
beitslose in der Eage ist, den Versicherungsfall zu beenden. Diese Vo- 
raussetzung erfüllt nur, wer eine versicherungspflichtige, mindestens 
15 Stunden wöchentlich umfassende zumutbare Beschäftigung unter 
den üblichen Bedingungen des für ihn in Betracht kommenden Ar- 
beitsmarktes aufnehmen und ausüben kann. 

Arbeitnehmer, denen der Rentenversicherungsträger eine Rente we- 
gen teilweiser Erwerbsminderung zuerkennt, verfügen über ein gemin- 
dertes Eeistungsvermögen (für eine tägliche Arbeitszeit von drei, aber 
weniger als sechs Stunden), das aber für die Beendigung des Versiche- 
rungsfalles Arbeitslosigkeit - und damit für den Bezug von Arbeitslo- 
sengeld - noch ausreichend ist. 

Arbeitnehmer, die hingegen über kein ausreichendes Eeistungsvermö- 
gen verfügen (Arbeitszeit von weniger als drei Stunden täglich), haben 
grundsätzlich keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld. 

Diesen Arbeitnehmern, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld nur 
am fehlenden Eeistungsvermögen scheitert, hilft jedoch die „Naht- 
losigkeitsregelung“ weiter (§ 125 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
- SGB III -). Sie erhalten ungeachtet ihrer gesundheitlichen Ein- 
schränkung Arbeitslosengeld, wenn der zuständige Rentenversiche- 
rungsträger verminderte Erwerbsfähigkeit im Sinne der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht festgestellt hat. Mit dieser Regelung soll 
ausgeschlossen werden, dass infolge des in der Bundesrepublik 
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Deutschland gegliederten Sozialleistungssystems ein leistungsgemin- 
derter Arbeitsloser, der in der Rentenversicherung und in der Arbeits- 
losenversicherung versichert ist, weder von der Agentur für Arbeit Ar- 
beitslosengeld noch vom Rentenversicherungsträger eine Rente bean- 
spruchen kann, weil er nach Auffassung der Agentur für Arbeit nicht 
arbeitsfähig ist und der Arbeitsvermittlung daher nicht zur Verfügung 
steht, der Rentenversicherungsträger aber verminderte Erwerbsfähig- 
keit noch nicht festgestellt hat. 

Die Arbeitslosenversicherung übernimmt damit bereits nach gelten- 
dem Recht ein nicht unerhebliches Versicherungsrisiko, das über ihre 
eigentliche Zielbestimmung hinausgeht. Ab dem Zeitpunkt, zu dem 
der zuständige Träger der gesetzlichen Rentenversicherung volle Er- 
werbsminderung (Eeistungsvermögen für eine Arbeitszeit von weniger 
als drei Stunden täglich) festgestellt hat, ist der Arbeitnehmer dem 
System der gesetzlichen Rentenversicherung zugeordnet; eine Über- 
nahme des Risikos durch die Arbeitslosenversicherung kommt nicht 
mehr in Betracht. Hier besteht kein Raum für die Anwendung des 
§ 142 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB III, nach 
dem der Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Zuerkennung einer Rente 
wegen voller Erwerbsminderung mit Beginn der laufenden Rentenzah- 
lung ruht, weil ein Eeistungsanspruch nicht besteht, dessen Ruhen 
festgestellt werden könnte. 

Die Ruhensregelung des §142 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 SGB III zielt vielmehr auf die so genannte arbeitsmarkt- 
bedingte Rente wegen voller Erwerbsminderung ab. Diese Rente wird 
gezahlt, wenn zwar noch ein ausreichendes Eeistungsvermögen des 
Arbeitslosen für die Beendigung des Versicherungsfalles vorliegt (für 
eine Arbeitszeit von täglich drei, aber weniger als sechs Stunden), die 
Eage auf den für ihn erreichbaren Arbeitsmarkt jedoch eine Eingliede- 
rung ausschließt. Hier sind die Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Arbeitslosengeld auch ohne die Nahtlosigkeitsregelung erfüllt. Des- 
halb bedarf es des Ruhenstatbestandes, um eine doppelte Zahlung aus 
öffentlichen Kassen auszuschließen. 

Die Regelung, die zu einer von Ihnen angesprochenen Versorgungs- 
lücke des Versicherten führen kann, dient der Risikoabgrenzung zwi- 
schen Renten- und Krankenversicherung. Die Rentenversicherung 
soll Eeistungen wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit nur dann er- 
bringen, wenn die Minderung von einer gewissen Dauer ist. Sie soll 
deshalb auch nicht vom ersten Tag an leistungsverpflichtet sein, wenn 
die begründete Aussicht besteht, dass die Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit in absehbarer Zeit behoben sein kann. Andernfalls wäre die 
Rentenversicherung für einen beträchtlichen Teil der Krankheitszei- 
ten zuständig, für den heute die Krankenversicherung aufzukommen 
hat. 

Deshalb bestimmt § 101 Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch, 
dass befristete Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nicht vor 
Beginn des siebten Kalendermonats nach dem Eintritt der Erwerbs- 
minderung geleistet werden. 

In typischen Eällen erhält ein Versicherter während des hinausgescho- 
benen Beginns einer Zeitrente Krankengeld oder Arbeitslosengeld. 
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Einen der wenigen Fälle, bei dem die von Ihnen beschriebene Versor- 
gungslücke eingetreten ist, hat der Deutsche Bundestag der Bundes- 
regierung als Material überwiesen. Die Bundesregierung hat die Prü- 
fung hierzu noch nicht abgeschlossen. 


31. Abgeordneter 

Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, hinsichtlich des 
Einsatzes polnischer Saisonarbeitskräfte in der 
deutschen Eandwirtschaft, die sog. Eckpunkte- 
regelung aus dem Jahr 1997, die bis zum 
31. Dezember 2005 befristet gilt, erneut zu ver- 
längern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 19. Juli 2005 

Die Bundesregierung hat mit den Verbänden der Fand- und Forstwirt- 
schaft sowie der IG Bau-Agrar-Umwelt Absprachen („Eckpunkte“) 
vereinbart, die zum 31. Dezember 2005 auslaufen. Bis zum Jahresab- 
lauf wird die Bundesregierung unter Beteiligung der betroffenen Orga- 
nisationen eine Fortsetzung überprüfen. Bei der Überprüfung der 
„Eckpunkte“ sind das Interesse der Betriebe nach qualifizierten Ar- 
beitskräften, die Situation auf dem inländischen Arbeitsmarkt sowie 
wesentliche Rechtsänderungen seit der erstmaligen Festlegung der 
„Eckpunkte“ im Jahr 1997 zu berücksichtigen. Dazu gehören die ver- 
schärften Zumutbarkeitskriterien für Bezieher von Arbeitslosengeld II 
und der Beitrittsvertrag mit den neuen EU-Mitgliedstaaten mit dem 
darin enthaltenen Verschlechterungsverbot. 


32. Abgeordneter 

Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Falls keine Verlängerung dieser Eckpunkte- 
regelung erfolgt, welche Auswirkungen hätte 
dies für einen künftigen Einsatz polnischer Sai- 
sonarbeitskräfte in der deutschen Eandwirt- 
schaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 19. Juli 2005 

Angesichts der zahlreichen Faktoren, die bei einer Überprüfung der 
Eckpunkteregelung zu beachten sind, ist eine Prognose über deren In- 
halt derzeit nicht möglich. Hypothetische Überlegungen über ein 
Nichtzustandekommen dieser Vereinbarung erübrigen sich zum jetzi- 
gen Zeitpunkt. 


33. Abgeordnete 

Lena 

Strothmann 

(CDU/CSU) 


Wie viele Anzeigen unter dem Titel „Zwei Jah- 
re Agenda 2010“ hat das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit geschaltet (z. B. am 
20. Juni 2005 und 8. Juli 2005 in der Neuen 
Westfälischen, am 13. Juli 2005 in der Neuen 
Westfälischen und im Westfalenblatt), und in 
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welchen regionalen und überregionalen Tages- 
zeitungen mit welcher Auflagenstärke sind sie 
erschienen? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 22. Juli 2005 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) hat unter 
dem Titel „Zwei Jahre Agenda 2010“ im Zeitraum vom 13. Juni 2005 
bis 15. Juli 2005 insgesamt 207 Anzeigen in allen regionalen Abo- 
Tageszeitungen und in einer überregionalen Tageszeitung (Anzeigen 
ausschließlich in BILD und BILD am SONNTAG) geschaltet. Die 
Gesamtauflage für eine Anzeigenschaltung betrug insgesamt rd. 
21,7 Millionen Exemplare. Die Auflagenstärke der einzelnen regiona- 
len Tageszeitungen können Sie der nachstehenden Aufstellung entneh- 
men. 


Verkaufte 

Auflage 

türkische Tageszeitungen 


Hürriyet 

53 318 

Milliyet 

16 000 

regionale Tageszeitungen 


Aller Zeitung/Wolfsburger Allg. 

43 000 

ASN Südniedersachsen 

107 000 

Augsburger Allgemeine 

356 000 

Badische Zeitung 

152 000 

Badische Neueste Nachrichten 

129 000 

Badisches Tagesblatt 

39 000 

Braunschweiger Zeitung 

180 000 

Cellesche Zeitung 

33 000 

Delmenhorster Kreisblatt DK 

21000 

Der neue Tag 

82 000 

DEWEZET Top 6 NBRZ plus 

40 000 

Die Harke 

22 000 

Donaukurier 

86 000 

Drei Eänder Kombi 

200 000 

Erankenpost GA 


Neue Presse GA 


Südthüringer Presse GA 


Heilbronner Stimme 

96811 

Hildesheimer Allg. Zeitung 

57 000 

Eausitzer Rundschau 

126 000 

Main-Echo 

86 000 

Main-Post Total 

8 000 

Maintal Tagesanzeiger 

7 000 

Märkische Allgemeine Zeitung 

180 000 

Märkische Oderzeitung 

110 000 

Mittelbadische Presse Offenburger Tgb. 

47 000 
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Verkaufte 

Auflage 


Mittelbayrische Zeitung 122 000 

NBRZ (u. a. Westfalenblatt) 7 921 000 

NBRZ plus Aachener Ztg. 151000 

NBRZ plus Die Rheinpfalz/Westpfalz 151 000 

NBRZ plus Sächsische Zeitung 151 000 

Neue Osnabrücker Zeitung 306 000 

Niedersächsisches Tageblatt 19 119 000 

Nordkurier 1-1 1 108 000 

Ostsee-Zeitung 171000 

Passauer Neue Presse 19 GA Total 177 000 

Pforzheimer Zeitung 42 000 

Pirmasenser Zeitung 14 000 

Reutlinger General-Zeitung 44 000 

Schleswig-Holstein-Presse 331 000 

Schwäbische Zeitung 183 000 

Schwarzwälder Bote 142 000 

Schweriner Volkszeitung GESA 119 000 

Siegener Zeitung 60 000 

Südkurier 001 (500) 143 000 

Südwest Presse 1-28 329 399 

Volksstimme Magdeburg 242 000 

Walsroder Zeitung 12 000 

Westfalen-Blatt 90 GA 127 000 

zeitungs kombi hessen 564000 


HNA Hauptausgabe 
Waldeckische Landeszeitung 
Oberhessische Presse 
Ztgr. Zentralhessen 
Mitteldeutsche Presse 5261 Fulda 
Gelnhäuser Neue Zeitung 
Gießerner Allgemeine GA 
Ztgr. Lahn-Dill GA 2 
Hanauer Anzeiger GA 


Zeitungsgr. Straubinger TB/Landshuter Ztg. 132000 

Zeitungsgr. Südostbayern 32 000 

Zeitungsgr. Thüringen 404 000 

Zeitungsregion Nordwest 277 000 

ZGW Westfalen 576 000 

ZRO Zeitungsring Oberfranken 155 000 

ZRS Zeitungsregion Rheinland-Pfalz Saarland 491000 

Saarbrücker Zeitung 
Rhein-Zeitung 
Trierscher Volksfreund 


16004210 
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34. Abgeordnete 

Lena 

Strothmann 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Terminen und bei welchen Anbie- 
tern wurden Online-Anzeigen unter dem Titel 
„Zwei Jahre Agenda 2010“ vom Bundesminis- 
terium für Wirtschaft und Arbeit geschaltet 
(z. B. am 13. Juli 2005 bei www.spiegel.de)? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 22. Juli 2005 

Online-Anzeigen mit dem Titel „Zwei Jahre Agenda 2010“ wurden 
für den Zeitraum von der 25. KW bis zur 28. KW 2005 bei netzei- 
tung.de, spiegel.de, sueddeutsche.de, faz.net.de, zeit.de, focus.de und 
bild.t-online.de geschaltet. 


35. Abgeordnete Welche weiteren Erscheinungstermine sind 

Lena vorgesehen? 

Strothmann 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 22. Juli 2005 

Weitere Erscheinungstermine sind vom BMWA nicht vorgesehen. 


36. Abgeordnete 

Lena 

Strothmann 

(CDU/CSU) 


Welche Gesamtkosten sind bisher entstanden, 
und aus welchem Titel wird die Kampagne 
finanziert? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 22. Juli 2005 

Die Gesamtkosten der Anzeigenschaltungen (Print und Online) be- 
laufen sich auf insgesamt rd. 4,6 Mio. Euro aus Kapitel 09 12 
Titel 541 16. 


37. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, dass die Mineralölkonzerne in Deutschland 
dem Verkauf von Mineralölen mit Bioethanol- 
beimischungen eine Absage erteüt haben, und 
wenn ja, werden dadurch die Bemühungen der 
Bundesregierung zur Einführung alternativer 
Kraftstoffe beeinträchtigt? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 22. Juli 2005 

Die Ottokraftstoffnorm erlaubt die Beimischung von Bioethanol auf 
zwei Wegen. Zum einen über ETBE (Ethyl-Tertiär Butyl Ether) mit 
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bis zu 15 Vol. % des gesamten Kraftstoffgemischs. ETBE ist ein Ether, 
der aus einem Anteil von 47 Vol. % Ethanol und 53 Vol. % Isobuten 
erzeugt wird. Die Mineralölwirtschaft hat erklärt, dass sie dabei ist, 
vorhandene Anlagen zur Erzeugung des die Oktanzahl verbessernden 
MTBE auf ETBE umzustellen. 

Zum anderen darf Bioethanol dem Ottokraftstoff auch direkt in Höhe 
von bis zu 5 Vol. % beigemischt werden. Die Mineral Ölindustrie lehnt 
gegenwärtig eine flächendeckende Einführung einer solchen Beimi- 
schung aus technischen und ökonomischen Gründen ab. Allerdings 
werden bereits jetzt und verstärkt ab Herbst dieses Jahres direkte Bei- 
mischungen in begrenzten und geschlossenen Produktions-Absatz-Sys- 
temen erfolgen. Die Mineralölwirtschaft beforscht und testet darüber 
hinaus weitere Möglichkeiten, vermehrt biogene Komponenten in 
Kraftstoffe einzubringen. Das Bundesministerium für Verbraucher- 
schutz, Ernährung und Eandwirtschaft (BMVEE) bereitet derzeit ein 
Demonstrationsvorhaben vor, das die Marktfähigkeit der so genann- 
ten EEV-Technologie in Deutschland untersuchen soll. EEV (Elexible- 
Euel-Verhicles) sind Eahrzeuge, die mit angepassten Motoren Kraft- 
stoffmischungen mit bis zu 85 Prozent Bioethanol nutzen können. 

Die Bundesregierung geht ebenso wie die Mineralölwirtschaft davon 
aus, dass die von der Bundesregierung übernommenen EU-Ziele für 
Biokraftstoffe in 2005 (energetischer Anteil von 2 Prozent am gesam- 
ten Kraftstoflfmarkt) und 2010 (energetischer Anteil von 5,75 Prozent 
am gesamten Kraftstoffmarkt) erreicht werden. 


38. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Kann nach Meinung der Bundesregierung vor 
dem Hintergrund der explodierenden Roh- 
ölpreise die Verwertung von Bioethanol als 
Beimischung zu Mineralölkraftstoffen eine 
dämpfende Wirkung auf die Kraftstoffpreise 
haben? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Wilhelm Adamowitsch 
vom 22. Juli 2005 

Dies ist auf absehbare Zeit nicht zu erwarten. Gemäß § 2a Abs. 3 Mi- 
neralölsteuergesetz und der entsprechenden Erlaubnis durch die EU- 
Kommission darf die Steuerbegünstigung nicht zu einer Überkompen- 
sation der Mehrkosten im Zusammenhang mit der Erzeugung von 
Biokraftstoffen führen. So lange eine Steuerbegünstigung für Bioetha- 
nol erforderlich ist, können Beimischungen allenfalls kurzzeitig mini- 
male Preisminderungen bewirken, bis die Bundesregierung im Rah- 
men der Bestimmungen des Mineralölsteuergesetzes die jährliche 
Überkompensationsrechnung aufstellt. Sollten sich Vorteile für bioge- 
ne Komponenten ergeben, sind diese im Rahmen einer anteiligen Be- 
steuerung abzuschöpfen. Preiswirkungen über den Einfluss auf Ange- 
bots- und Nachfragerelationen können aufgrund der relativ geringen 
Ethanolmengen ausgeschlossen werden. 
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39. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie viele von der Bundesregierung seit Beginn 
der 14. Legislaturperiode in Auftrag gegebene 
Publikationen, Broschüren, Plakate, Anzeigen, 
Internetauftritte der Bundesregierung enthal- 
ten den Namen „Hartz“, und beabsichtigt die 
Bundesregierung diese zu überarbeiten und 
den Namen „Hartz“ zu streichen bzw. diesen 
Namen nicht mehr in gleichem Umfang wie 
bisher zu erwähnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 19. Juli 2005 

Der Name „Hartz“ ist in insgesamt 23 Publikationen des BMWA 
resp. der Bundesregierung erwähnt, insbesondere in der Broschüre 
„Hartz IV - Menschen in Arbeit bringen“. Er fand sonst in Publi- 
kationen wie dem Jahreswirtschaftsbericht, einer Reihe einzelner Do- 
kumentationen (wie „Strukturreformen auf den Waren-, Dienstleis- 
tungs- und Kapitalmärkten in Deutschland 2003) und regelmäßig in 
Periodika wie „Wirtschaft und Arbeit“ oder dem „Bundesarbeits- 
blatt“ Erwähnung. Dabei handelte sich im Wesentlichen um Hinweise 
oder verweise auf die in den Medien so kurzbezeichneten Reform- 
gesetze. Den Namen enthalten weiterhin die Homepage des BMWA 
www.bmwa.bund.de u. a. unter der URL arbeitsmarktreform.de sowie 
die Website www.teamarbeit.de. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die genannten Publikationen 
im Hinblick auf die Verwendung des Namens zu überarbeiten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


40. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Welche finanziellen Belastungen kommen auf 
Handel, Handwerk und andere Betriebe durch 
die geplante Zutatenkennzeichnung aufgrund 
der Fünften Verordnung zur Änderung der 
Lebensmittelkennzeichnungsverordnung zu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. Juli 2005 

Der erste Verordnungsentwurf zur Einführung einer Kennzeichnungs- 
pflicht für unverpackte Lebensmittel ist im Sommer letzten Jahres den 
beteiligten Kreisen der Wirtschaft und Verbraucher schaft vorgelegt 
worden. Der Entwurf sah eine umfassende Kennzeichnungspflicht 
von bestimmten allergieauslösenden und glutenhaltigen Zutaten und 
Stoffen vor sowie darüber hinaus - mit einigen Ausnahmen aus Grün- 
den der Praktikabilität - die Pflicht zur Angabe der sonstigen Zutaten. 
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Die Vertreter der beteiligten Wirtschaft haben in den zu dem Verord- 
nungsvorhaben durchgeführten Besprechungen - mit Ausnahme des 
Deutschen Konditorenbundes - einer Kennzeichnung unverpackter 
Lebensmittel mit bestimmten allergieauslösenden und glutenhaltigen 
Zutaten und Stoffen - auch im Hinblick auf die Machbarkeit einer sol- 
chen Kennzeichnungspflicht - zugestimmt. 

Einer Pflicht zur Angabe auch der sonstigen Zutaten wurde von Seiten 
der Wirtschaftsverbände mit Nachdruck widersprochen. Neben Fra- 
gen der Praktikabilität wurde insbesondere auf die Gefahr einer maß- 
geblichen Verlagerung des Absatzes hin zu vorverpackten Lebensmit- 
teln hingewiesen. 

Vor diesem Hintergrund ist der Verordnungsentwurf überarbeitet 
worden. Im jetzigen Entwurf, der mit den beteiligten Kreisen aus 
Wirtschaft und Verbraucherschaft erörtert worden ist, ist nunmehr 
insbesondere die Pflicht zur Angabe bestimmter allergieauslösender 
und glutenhaltiger Zutaten und Stoffe vorgesehen. 

Der Entwurf wird gegenwärtig auf der Grundlage der Stellungnahmen 
der beteiligten Kreise weiter geprüft. Eine Einschätzung von finanziel- 
len Belastungen ist daher zu diesem Zeitpunkt nicht möglich. 


41. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Warum enthält die sog. Konditoren-Klausel 
nicht auch entsprechende Klauseln für andere 
handwerklich oder handwerksähnlich arbeiten- 
de Branchen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. Juli 2005 

Wie dargelegt, hatten die Vertreter der beteiligten Wirtschaft in den 
zu dem Verordnungsvorhaben durchgeführten Besprechungen - mit 
Ausnahme des Deutschen Konditorenbundes - einer Kennzeichnung 
unverpackter Lebensmittel mit bestimmten allergieauslösenden und 
glutenhaltigen Zutaten und Stoffen zugestimmt. Im Gegensatz zu an- 
deren Verbänden machte der Deutsche Konditorenbund stets deut- 
lich, dass für ihn auch eine „Allergen-Kennzeichnung“ nicht leistbar 
sei. 

Erst nachdem seitens des BMVEL eine Regelung vorgelegt worden 
ist, die den spezifischen Bedenken des Deutschen Konditorenbundes 
Rechnung tragen soll, wurde von den anderen Wirtschaftskreisen die 
Forderung erhoben, dass eine derartige Regelung auch für sie gelten 
müsse. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 40 verwiesen. 


42. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Aufgrund welcher Überlegungen hält es die 
Bundesregierung für sachgerecht, die Ver- 
pflichtung zur Angabe der Verkehrsbezeich- 
nung im Zusammenhang mit dem Schutz vor 
Aller genen in die Verordnung aufzunehmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. Juli 2005 

Bei der Verkehrsbezeichnung handelt es sich um ein zentrales Element 
der Verbraucherinformation, nach dem u. a. Verkaufsentscheidungen 
getroffen werden. Die Lebensmittel-Etikettierungsrichtlinie - und ent- 
sprechend die Lebensmittel-Kennzeichnungsverordnung - sieht für 
vorverpackte Lebensmittel vor, dass Lantasienamen die Verkehrsbe- 
zeichnung nicht ersetzen können. Es ist nicht einsichtig, dass für un- 
verpackte Lebensmittel eine hiervon abweichende Bewertung gelten 
soll. 


43. Abgeordnete 

Birgit 

Homhurger 

(EDP) 


Hat die Bundesregierung den Verordnungen 
(EG) Nr. 826/2005 der Kommission vom 
30. Mai 2005 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 2659/94 über die Gewährung von 
Beihilfen für die private Lagerhaltung der Kä- 
sesorten Grana Padano, Parmigiano-Reggiano 
und Provolone sowie (EG) Nr. 827/2005 der 
Kommission vom 30. Mai 2005 mit Durchfüh- 
rungsvorschriften zur Verordnung (EG) 
Nr. 1255/1999 des Rates betreffend die Ge- 
währung einer gemeinschaftlichen Beihilfe für 
die private Lagerhaltung bestimmter Käse- 
sorten im Lagerhaltungsjahr 2005/2006 zuge- 
stimmt, und wenn ja, warum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 20. Juli 2005 

a) Gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des 
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Milch und Milcherzeugnisse (ABI. EU Nr. 160 S. 48) werden 
Beihilfen für die private Lagerhaltung der Käsesorten Grana 
Padano, Parmigiano-Reggiano und Provolone gewährt. 

Im Verwaltungsausschussverfahren werden nach Artikel 10 der 
vorgenannten Verordnung hierzu die Durchführungsbestimmun- 
gen erlassen und die Beträge der für die private Lagerhaltung ge- 
währten Beihilfen festgesetzt. 

Die Beihüfe für die private Lagerhaltung der drei Käsesorten wur- 
de zuletzt mit Verordnung (EG) Nr. 826/2005 der Kommission 
vom 30. Mai 2005 (ABI. EU Nr. L 137 S. 15) angepasst. Mit die- 
ser Verordnung ist die Beihilfe gegenüber dem Vorjahr abgesenkt 
worden (vgl. Verordnung (EG) Nr. 1231/2004 der Kommission 
vom 1. Juli 2004, ABI. EU 2004 Nr. L 234 S. 4), und zwar in fol- 
gender Höhe: 

= von 10 auf 7,50 Euro je Tonne Eixkosten; 

= von 0,25 auf 0,20 Euro je Tonne und Tag der vertraglichen La- 
gerhaltung für die Lagerhaltungskosten; 
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= ein für die Finanzkosten gewährter, in Euro je Tonne und Tag 
der vertraglichen Lagerhaltung ausgedrückter Betrag in Höhe 
von 

- von 0,32 auf 0,30 Euro für Grana Padano 

- von 0,52 auf 0,40 Euro für Parmigiano-Reggiano 

- von 0,26 auf 0,25 Euro für Provolone. 

Die Bundesregierung hat der Absenkung der Beihilfe in der oben 
aufgeführten Höhe zugestimmt. 

b) Nach Artikel 9 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 kann 
darüber hinaus für bestimmte lagerfähige Käsesorten eine Beihilfe 
für die private Lagerhaltung beschlossen werden, wenn die Ent- 
wicklung der Preise und der Lagerbestände dieser Käsesorten 
ernste Störungen des Marktgleichgewichtes zeigt, die durch eine 
saisonale Lagerung beseitigt oder vermindert werden können. 

Dies ist zuletzt mit Verordnung (EG) Nr. 827/2005 der Kom- 
mission vom 30. Mai 2005 (ABI. EU Nr. 137 S. 16) erfolgt. Mit 
dieser Verordnung ist die Beihüfe im Lagerhaltungsjahr 2005/ 
2006 gegenüber dem Lagerhaltungsjahr 2004/2005 abgesenkt wor- 
den (vgl. Verordnung (EG) Nr. 1244/2004 der Kommission vom 
6. Juli 2004, ABI. EU Nr. 236 S. 5), und zwar in Bezug auf die 
Fix- und Lagerkosten in folgender Höhe: 

= von 10 auf 7,50 Euro je Tonne für die Fixkosten; 

= von 0,25 auf 0,20 Euro je Tonne und Tag der vertraglichen La- 
gerhaltung für die Lagerhaltungskosten. 

Die Bundesregierung hat der Festsetzung der Beihilfe auf dem 
oben angeführten - abgesenkten - Niveau zugestimmt. 

Die Zustimmung der Bundesregierung zu beiden Verordnungen 
erfolgte in Abwägung des Ziels einer Stabilisierung des Milch- 
marktes durch die Möglichkeit einer saisonalen Lagerung der 
Erzeugnisse einerseits sowie der beschlossenen Reform der 
EU-Milchmarktorganisation und der verfügbaren Finanzmittel 
andererseits. 


44. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(FDP) 


Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die jährlichen Beihilfezahlungen auf der 
Basis dieser Verordnungen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten und in der EU insgesamt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 20. Juli 2005 

In den Mitgliedstaaten der Europäischen Union liegen unterschiedli- 
che Verwertungen von Milch und Milcherzeugnissen vor. Daher hat 
die jeweilige Milchwirtschaft in den Mitgliedstaaten auch unterschied- 
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liehe Präferenzen in der Nutzung der Möglichkeiten, die die Verord- 
nung (EG) Nr. 1255/1999 zur Stabilisierung des gemeinsamen Milch- 
marktes bietet. Während in einigen Mitgliedstaaten bei Bedarf vor al- 
lem die öffentliche Lagerhaltung von Butter und Magermilchpulver 
und die private Lagerhaltung bei Butter in Anspruch genommen wird, 
nimmt beispielsweise Italien bevorzugt an der privaten Lagerhaltung 
für Käse teil. 


In den einzelnen Mitgliedstaaten und in der Europäischen Union ins- 
gesamt sind für die private Lagerhaltung von Käse folgende Beihilfe- 
zahlungen (in Mio. Euro) gewährt worden: 


Jahr 

D 

GR 

F 

IRL 

I 

A 

FIN 

S 

Gesamt 

Plan 

2001 

0,12 

0,2 

3,9 

0,2 

59,1 

0,1 

0,2 

0,4 

64,22 

64,120 

2002 

0,11 

0,4 

3,0 

0,1 

64,0 

0,3 

0,2 

0,4 

68,51 

68,474 

2003 

0,03 

0,2 

2,4 

0,1 

48,3 

0,2 

0,1 

0,3 

51,63 

54,000 

2004 

0,02 

0,1 

2,2 

0,1 

31,9 

0,1 

0,1 

0,2 

34,720 

35,000 

per 30. 6. 2005 

0,02 



30,000 


Quelle: EU-Epl, ergänzt durch Angaben der BLE 


45. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Wie ermittelt und prüft das Bundesamt für 
Landwirtschaft und Ernährung (BLE) Lahr- 
leistungen mit Lkw in seinem Auftrag, und 
nimmt das BLE Einfluss darauf, Mautkilome- 
ter weitestgehend zu vermeiden mit der Lolge, 
Transportleistungen von Autobahnen auf Bun- 
desstraßen zu verlagern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 15. Juli 2005 

Die Transportkosten-Vergütung der Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung (BLE) steht im Zusammenhang mit der Durchführung 
der Getreideintervention, deren Ausgestaltung weitgehend durch das 
Gemeinschaftsrecht vorgegeben ist. 

Die anzukaufenden Getreidemengen sind zu den jeweiligen Interven- 
tionslägern zu liefern und werden dort übernommen, wobei die Be- 
stimmung des Interventionslagers durch die BLE als nationale Inter- 
ventionsstelle erfolgt. Das Gemeinschaftsrecht räumt hierbei auf der 
Basis des kostengünstigsten Transports eine Kostenerstattung ein. Die 
Anbieter von Interventionsgetreide haben diese Transporte allerdings 
in eigener Verantwortung durchzuführen. Das betrifft auch die Aus- 
wahl der Lahrstrecke. 

Zur Durchführung der Intervention veröffentlicht die BLE vor Beginn 
der Interventionskampagne (1. November bis 31. Mai) Richtlinien, 
die Bestandteile der Verträge werden, die die Anstalt zum Ankauf von 
Interventionsgetreide abschließt. Lür die Ermittlung der von der Euro- 
päischen Union zu tragenden Transportkosten wird dabei seit vielen 
Jahren die jeweils aktuelle Version des Routenplaners „map and gui- 
de“ angewandt. Soweit die auf diese Weise ermittelten Strecken im 
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konkreten Fall auch Autobahnkilometer enthalten, erstattet die BLE 
bereits gegenwärtig auch die entsprechenden Mautgebühren. 

Die mit der Einführung der Lkw-Maut zum 1. Januar 2005 geänder- 
ten Rahmenbedingungen für Straßentransporte sollen in die Interven- 
tionsrichtlinie für die Kampagne 2005/2006 einfließen. 

Die Anpassungen werden zuvor mit den Wirtschaftsverbänden erör- 
tert. 


46. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Gibt es zwischen deutschen Bioethanolerzeu- 
gern und der Bundesregierung Gespräche über 
die Zukunft von Bioethanolkraftstoffen in 
Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 20. Juli 2005 

Die Bundesregierung pflegt sehr intensive Kontakte zu den Beteiligten 
im Biokraftstoffsektor. So gibt es einen ständigen Erfahrungsaus- 
tausch mit den Verbänden, die Biokraftstoffe vertreten: Union zur 
Förderung der Öl- und Proteinpflanzen (UFOP), Verband deutscher 
Biokraftstoffhersteller (VDB), Landwirtschaftliche Arbeitsgruppe Bio- 
kraftstoffe (LAB), Bundesverband Bioenergie (BBE). Auch mit den 
Bioethanolherstellern selbst steht die Bundesregierung in Kontakt. 


47. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Welche Rolle misst die Bundsregierung dem 
Anbau von Pflanzen, die in unterschiedlichsten 
Verfahren zur Energiegewinnung dienen kön- 
nen, als zusätzliches wirtschaftliches Standbein 
für landwirtschaftliche Betriebe in Deutsch- 
land zu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 20. Juli 2005 

Die Bundesregierung hat durch ihre Förderung von Biokraftstoffen 
bereits erheblich dazu beigetragen, dass für die Nahrungsmittelpro- 
duktion überschüssige landwirtschaftliche Flächen einer sinnvollen 
neuen Nutzungsalternative zugeführt werden konnten. So wurden bei- 
spielsweise 2004 bereits rd. 800 000 ha Raps für die Erzeugung von 
Biodiesel genutzt. Es wird erwartet, dass der Rohstoffbedarf des Bio- 
dieselsektors in den nächsten Jahren eine Fläche von 1,5 Mio. ha in 
Deutschland binden wird. Wenn die derzeit in Deutschland fertig ge- 
stellten Bioethanolanlagen unter Volllast (500 000 t/a) produzieren, 
werden dafür rd. 270 000 ha Getreideanbaufläche benötigt. 

Diese Flächen wurden vorher ausschließlich für die Nahrungsmittel- 
produktion genutzt. Heute entlasten sie überschüssige Nahrungsmit- 
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telmärkte und schaffen beispielsweise bei Bioethanol ein neues Stand- 
bein für Landwirte, die auf absoluten Roggenstandorten wirtschaften. 

Die letzte Novellierung des EEG hat zu einem zunehmenden Bau von 
Biogasanlagen geführt. Vor allem der „NAWARO-Bonus“, ein Zu- 
schlag auf die Einspeisevergütung, der für die Nutzung speziell ange- 
bauter Energiepflanzen gezahlt wird, hat den Anbau von Ackerkultu- 
ren wie Silomais erheblich forciert. 

Sollten künftig synthetische Biotreibstoffe eine Bedeutung erhalten, so 
würde auch für diese Verwendungslinie mehr Biomasse benötigt, als 
durch den Wald bzw. durch Rest- und Nebenprodukte aus der Eand- 
und Eorstwirtschaft bereitgestellt werden könnte. Auch für die BTE- 
Produktion würden dann spezielle Energiekulturen, wie z. B. Schnell- 
wuchsholzplantagen erforderlich werden. 

Energiepflanzen nehmen einen zunehmend wichtigen Platz in der 
landwirtschaftlichen Produktion ein. Das Ausmaß dieser Entwicklung 
wird ganz wesentlich von der Preisentwicklung für fossile Energieträ- 
ger beeinflusst. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


48. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Welchen Stellenwert misst die Bundesregie- 
rung der Eamilienberatung bei, und welche 
konkreten Unterstützungsmaßnahmen hat die 
Bundesregierung hierzu eingeleitet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 19. Juli 2005 

Für die Bundesregierung zählt die Familienberatung - ebenso wie die 
Famüienbildung - zu den Schwerpunkten der Politik zur Förderung 
der Familien. Beratung ist neben den familienpolitischen Eeistungen 
ein wichtiger Baustein zur Unterstützung von Familien, um ihnen bei 
der Bewältigung ihres Alltags zu helfen und ihnen Orientierung bei 
den vielfältigen Entscheidungen zu vermitteln. 

Familien oder einzelne Familienmitglieder können heute in unter- 
schiedlichen Problem- und Eebenslagen auf ein qualifiziertes Bera- 
tungsnetz zurückgreifen. Beratung wird sowohl von öffentlichen Trä- 
gern (in der Gemeinde) oder freien Trägern (insbesondere kirchliche 
Träger oder Träger der freien Wohlfahrtspflege) angeboten. Derzeit 
gibt es in Deutschland rund 1 900 Beratungsstellen der Träger fami- 
lienorientierter Beratung, in denen ca. 7 500 Fachkräfte tätig sind. Es 
werden jährlich ca. 600 000 Klienten erreicht. 


Die Anlässe für die Inanspruchnahme von Beratung sind vielfältig 
und die Unterstützungsmöglichkeiten unterschiedlich. 
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Zu den häufigsten Anlässen im Bereich der Erziehungs- und Familien- 
beratung gehören Beziehungsprobleme, Entwicklungs- und Schulpro- 
bleme sowie Fragen bei Trennung und Scheidung. Bei der Arbeit mit 
erwachsenen Einzelpersonen spielen vielfach emotionale und vegetati- 
ve Probleme sowie Ängste und Probleme im Sozialkontakt eine große 
Rolle. Bei Partner- und Eheproblemen besteht vorrangig der Wunsch 
nach Beziehungsklärung, gefolgt von der Aufarbeitung der Partner- 
differenzen und des Streitverhaltens in der Partnerschaft. 

Die Förderung einzelner Beratungsstellen liegt nach der Kompetenz- 
ordnung des Grundgesetzes in der Zuständigkeit von Eändern und 
Kommunen. Aufgaben des Bundes sind vor allem die Förderung von 
bundeszentralen Beratungsträgern und von Modellprojekten sowie 
Fachveranstaltungen. Im Rahmen ihrer Zuständigkeit unterstützt die 
Bundesregierung die bundeszentralen Träger der Familienberatung 
seit Jahren durch regelmäßige Zuwendungen in Höhe von ca. 
1,6 Mio. Euro jährlich zu Personal- und Maßnahmekosten. Geförder- 
te Träger, die schwerpunktmäßig Familienberatung anbieten, sind: 

- Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Jugend- und Eheberatung e. V. 
(DAJEB), 

- Evangelische Konferenz für Familien- und Febensberatung e.V. 
(EKFuF), 

- Katholische Bundesarbeitsgemeinschaft für Beratung e. V. (BAG), 

- Evangelisches Zentralinstitut für Familienberatung (EZI), 

- Bundeskonferenz für Erziehungsberatung (BKE), 

- Sozialdienst katholischer Frauen (SKF) und 

- Deutsches Rotes Kreuz - Beratung (DRK). 

Ein Großteil dieser Beratungsträger hat sich im Deutschen Arbeits- 
kreis für Jugend-, Ehe- und Familienberatung (DAKJEF) zusammen- 
geschlossen. Deren regelmäßige Arbeitstagungen werden ebenfalls 
finanziell unterstützt. 

Inhaltliche Schwerpunkte der Bundesförderung sind derzeit: 

- die länderübergreifende Qualifizierung der Beratungsträger und 
Multiplikatoren (Fachkräfte), um gleichmäßige Standards zu erhal- 
ten, 

- die Weiterentwicklung präventiver Beratungsansätze bzw. spezifi- 
scher Kooperationsformen durch gezielte Bildungs- und Informa- 
tionsveranstaltungen zu bestimmten Themen und für verschiedene 
Gruppen, 

- der Aufbau niederschwelliger Beratungsangebote, 

- die Qualitätssicherung der Beratung durch Struktur-, Prozess- und 
Ergebnisqualitätsprüfungen sowie die systematische Auswertung 
und das Aufarbeiten der Beratungserfahrungen, 

- Fachtagungen zu einzelnen Bereichen der Beratung und 
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- Einzelprojekte: 

• Familienmediation in der institutioneilen Beratung 

• Beratungsführer (Publikationen). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziaie Sicherung 


49. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Wie hoch war im Jahr 2004 die Transfer- 
summe aus der Sozialversicherung zur Anglei- 
chung der Lebensverhältnisse in den neuen 
Bundesländern insgesamt, und wie verteilt sich 
dieser West-Ost-Finanztransfer jeweils auf die 
Arbeitslosen-, Renten- und gesetzliche Kran- 
kenversicherung? 


50. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Auf welche Summe beläuft sich der West-Ost- 
Gesamttransfer insgesamt seit 1992, und in 
welcher Höhe wirkte sich dies für die einzelnen 
Jahre jeweils auf die Beitragssätze der einzel- 
nen Sozialversicherungssysteme aus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 20. Juli 2005 


Die Höhe des jährlichen West-Ost-Finanztransfers seit 1992 - insge- 
samt und gegliedert nach allgemeiner Renten-, Arbeitslosen- und ge- 
setzlicher Krankenversicherung - geht aus der nachfolgenden Tabelle 
hervor. 


West-Ost-Transfers in der Sozialversicherung 



Allgemeine 

Rentenversichernng 

Arbeitslosen- 

versichernng 

Gesetzliche 

Kranken- 

versicherung 

Insgesamt 

Betrag in Mrd. Euro 

Betrag in Mrd. Euro 

Betrag in Mrd. Euro 

Betrag in Mrd. Euro 

1992 

2,3 

19,7 

*) 

22,0 

1993 

4,5 

20,2 

*) 

25,5 

1994 

6,4 

15,1 

*) 

21,5 

1995 

8,5 

11,8 

*) 

20,4 

1996 

9,9 

13,1 

*) 

23,0 

1997 

9,3 

13,4 

*) 

22,8 

1998 

9,8 

13,6 

*) 

23,4 

1999 

8,7 

13,8 

0,6 

23,1 

2000 

11,2 

13,2 

1,4 

25,8 

2001 

12,3 

13,1 

2,0 

27,4 
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Allgemeine 

Rentenversicherung 

Arbeitslosen- 

versicherung 

Gesetzliche 

Kranken- 

versicherung 

Insgesamt 

Betrag in Mrd. Euro 

Betrag in Mrd. Euro 

Betrag in Mrd. Euro 

Betrag in Mrd. Euro 

2002 

13,4 

12,6 

2,4 

28,4 

2003 

13,4 

12,3 

3,0 

28,7 

2004 

13,1 

10,5 

3,3 

26,9 

Summe**) 

122,9 

182,6 

12,7 

318,1 


*) Der Finanztransfer im Rahmen des gesamtdeutschen Risikostrukturausgleichs wurde in diesem Zweig erst 1999 eingeführt. 
**) Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 


Die Auswirkungen des West-Ost-Transfers auf die Beitragssätze der 
Sozialversicherung lassen sich exakt nicht quantifizieren. Denn bei 
einer unterstellten Entlastung der alten Länder ergeben sich erheb- 
liche ökonomische Rückwirkungen auf den Arbeitsmarkt, die Wirt- 
schaftsentwicklung und die Sozialversicherungen. Von daher lässt sich 
allenfalls eine rechnerische Beitragssatzwirkung des in der Tabelle ge- 
nannten West-Ost-Transfers ermitteln. 

In der allgemeinen Rentenversicherung stieg die rechnerische Belas- 
tung der allgemeinen Rentenversicherung-West durch den West-Ost- 
Transfer von 0,3 Beitragssatzpunkten im Jahr 1992 auf 1,5 Beitrags- 
satzpunkte im Jahr 2004. Die entsprechende Entlastung der allgemei- 
nen Rentenversicherung-Ost erhöhte sich von 2,0 Beitragssatzpunkten 
im Jahr 1992 auf 8,3 Beitragssatzpunkte im Jahr 2004. Dies ist jedoch 
nicht in voller Höhe als Belastung der alten bzw. Entlastung der neuen 
Länder zu werten. Denn durch Pendler zwischen den Gebietsständen 
kommt es in den alten Ländern zu Beitragsmehreinnahmen, die dämp- 
fend auf die genannte rechnerische Belastung der alten Länder wir- 
ken. 

In der Arbeitslosenversicherung sank die rechnerische Belastung der 
alten Länder durch den West-Ost-Transfer von 1,3 Beitragssatzpunk- 
ten im Jahr 1993 - das Jahr 1992 erscheint aufgrund von Sonderfakto- 
ren nicht als Vergleichsbasis geeignet - auf 1,0 Beitragssatzpunkte im 
Jahr 2004. Die entsprechende Entlastung der neuen Länder ging bei 
Annahme eines gleich bleibenden Bundeszuschusses an die Bundes- 
anstalt bzw. Bundesagentur für Arbeit, der insoweit voll zugunsten der 
neuen Länder in die Berechnung eingefiossen ist, von 8,0 Beitragssatz- 
punkten im Jahr 1993 auf 6,9 Beitragssatzpunkte im Jahr 2004 zu- 
rück. Hinsichtlich der Ent- und Belastungen wird auf die ergänzenden 
Ausführungen zur allgemeinen Rentenversicherung verwiesen. 

Lür die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) haben sich durch die 
im Rahmen des gesamtdeutschen Risikostrukturausgleichs gezahlten 
West-Ost-Transfers rechnerische Entlastungen der GKV-Ost ergeben, 
die von rd. 0,4 Beitragssatzpunkten im Jahr 1999 auf 2,2 Beitragssatz- 
punkte im Jahr 2004 stiegen. Dem stehen rechnerische Belastungen 
der GKV-West in Höhe von rd. 0,1 bis 0,4 Beitragssatzpunkten pro 
Jahr gegenüber. 

Dabei ist in der GKV für den Bereich der sog. Erstreckungskassen, 
die Mitglieder in den alten und neuen Bundesländern versichern, zu 
beachten, dass die im gesamtdeutschen Risikostrukturausgleich be- 
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rücksichtigten Belastungen für den Rechtskreis West bzw. Entlastun- 
gen für den Rechtskreis Ost in eine für beide Rechtskreise einheitliche 
Beitragskalkulation eingehen. 


51. Abgeordneter Trifft es zu, dass eine Frühverrentung nur 

Jürgen möglich ist, wenn die betreffende Person vor- 

Koppelin her ein Jahr arbeitslos gemeldet war? 

(FDP) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 15. Juli 2005 

Der Begriff der „Frühverrentung“ ist gesetzlich nicht normiert. Im all- 
gemeinen Sprachgebrauch wird er vielfältig verwendet, zum Beispiel 
für Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit. 

Als „Frühverrentung“ wird auch der vorzeitige Bezug einer Altersren- 
te aus der gesetzlichen Rentenversicherung bezeichnet. Der vorzeitige 
Bezug einer Altersrente ist aus verschiedenen Gründen unter be- 
stimmten Voraussetzungen, jeweils unter Inkaufnahme von Abschlä- 
gen, möglich für 

• langjährig Versicherte ab dem 63. Febensjahr, 

• schwerbehinderte Menschen ab dem 60. Febensjahr, 

• Frauen ab dem 60. Febensjahr und 

• Personen aufgrund von Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit- 
arbeit. 

Es trifft also nicht zu, dass eine Person nur dann vorzeitig eine Rente 
beziehen kann, wenn sie zuvor ein Jahr arbeitslos gemeldet war. 


52. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(FDP) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, bei 
denen Personen sozialversicherungspflichtige 
Angestelltenverhältnisse gekündigt haben, um 
ein Jahr Arbeitslosengeld zu beziehen, um da- 
rauf die Möglichkeit zu haben, frühverrentet 
zu werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 15. Juli 2005 

Grundsätzlich ist diese Frühverrentungspraxis der Bundesregierung 
bekannt. Seitens der Bundesregierung sowie der Bundesagentur für 
Arbeit werden jedoch Motive, die zur Eigenkündigung oder zur Mit- 
wirkung an einer einvernehmlichen Beendigung des Arbeitsverhältnis- 
ses der einzelnen Arbeitnehmer führen, statistisch nicht erfasst. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 33 - 


Drucksache 15/5928 


53. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung, 
nachdem das bundesweite Krebsregistergesetz 
außer Kraft getreten ist, über den Sachstand 
der flächendeckenden Erfassung von Krebs- 
fällen in den einzelnen Bundesländern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 20. Juli 2005 

In dreizehn von sechzehn Bundesländern werden Krebserkrankungen 
flächendeckend, d. h. ohne regionale Ausnahmen, erfasst. Drei Bun- 
desländer haben keine flächendeckende Erfassung und zwar Nord- 
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Hessen. In Nordrhein- 
Westfalen wird neben dem weiterbestehenden epidemiologischen 
Krebsregister des Regierungsbezirks Münster ein flächendeckendes 
Krebsregister zunächst für den Eandschaftsverband Westfalen-Eippe, 
dann für ganz Nordrhein-Westfalen aufgebaut. In Baden-Württem- 
berg befindet sich die epidemiologische Krebsregistrierung derzeit 
noch im Umbruch bzw. Neuaufbau. Eine flächendeckende Registrie- 
rung wird angestrebt. Das Krebsregister Hessen erfasst Krebserkran- 
kungen nur im Regierungsbezirk Darmstadt. 

Der Grad der Vollzähligkeit, mit der alle auftretenden Krebserkran- 
kungen erfasst werden, differiert jedoch für verschiedene Krebskrank- 
heiten erheblich zwischen den Bundesländern. Dazu ist Eolgendes zu 
sagen: Die Dachdokumentation Krebs im Robert Koch-Institut führt 
regelmäßig Schätzungen zur Vollzähligkeit der Erfassung von Krebs- 
erkrankungen in den epidemiologischen Krebsregistern Deutschlands 
durch. Die letzte und aktuelle Vollzähligkeitsschätzung schloss das 
Jahr 2001 ein. Demnach hat die Zahl deutscher Krebsregister, die auf- 
tretende Krebserkrankungen mit hinreichender Vollzähligkeit erfas- 
sen, nach Auslaufen des Krebsregistergesetzes weiter zugenommen. 
Zum bereits seit langem vollzähligen Krebsregister des Saarlands und 
dem Krebsregister Hamburg mit einem Erfassungsgrad zwischen 90 
Prozent und 95 Prozent haben auch die neu eingerichteten Krebsregis- 
ter in Bremen und Schleswig-Holstein bereits zum Jahr 2001 eine hin- 
reichende Vollzähligkeit der Erkrankungsdaten für Krebs insgesamt 
erreicht. Aus dem Regierungsbezirk Münster und den Bundesländern 
Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern wurden Krebserkrankungen 
bis zum Jahr 2001 zu 80 Prozent bis 90 Prozent vollzählig gemeldet. 
Die übrigen Register sind vom Ziel der vollzähligen Erfassung aller 
auftretenden Krebserkrankungen noch weiter entfernt, wobei be- 
stimmte Krebserkrankungen (z. B. Brustdrüsenkrebs) von den meisten 
Krebsregistern der Bundesländer bereits jetzt nahezu vollzählig erfasst 
werden. 


54. Abgeordnete 

Marlene 

Mortler 

(CDU/CSU) 


Welche Eolgen ergeben sich nach Meinung 
der Bundesregierung aus der grundsätzlichen 
Aufhebung der Verordnung (EWG) 1408/71 
mit Beginn der Anwendung der Verordnung 
(EG) 883/2004 im Hinblick auf die derzeit be- 
stehenden Probleme bei der Sozialversiche- 
rungspflicht von osteuropäischen Saisonar- 
beitskräften? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 14. Juli 2005 

Die VO (EG) Nr. 883/2004 wird in absehbarer Zeit an die Stelle der 
VO (EWG) Nr. 1408/71 treten. Die Kollisionsnormen in beiden Ver- 
ordnungen entsprechen sich im Wesentlichen. 

Eür die Ausübung von zwei abhängigen Beschäftigungen sehen beide 
Verordnungen vor, dass Arbeitnehmer insgesamt den Rechtsvorschrif- 
ten des Wohnmitgliedstaates unterliegen. Die VO (EG) Nr. 883/2004 
enthält allerdings die zusätzliche Voraussetzung, dass die Arbeitneh- 
mer dort einen „wesentlichen Teil“ der Beschäftigung ausüben. Diese 
Voraussetzung ist im Eall der osteuropäischen Saisonarbeitskräfte er- 
füllt. Es wird sich mithin keine Änderung ergeben. 

Die VO (EG) Nr. 883/2004 sieht vor, dass Personen, die gewöhnlich 
in einem Mitgliedstaat eine selbständige Tätigkeit ausüben und die 
eine „ähnliche“ Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat ausüben, 
weiterhin den Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaates unterlie- 
gen, sofern die voraussichtliche Dauer dieser Tätigkeit 24 Monate 
nicht übersteigt. Die Erage, ob sich hieraus eine Änderung gegenüber 
der derzeitigen Rechtslage ergibt, hängt von der endgültigen Klärung 
des sozialversicherungsrechtlichen Status der Personen, die eine selb- 
ständige Tätigkeit im Heimatstaat und eine Saisontätigkeit in Deutsch- 
land ausüben, durch die Verwaltungskommission ab. 


55. Abgeordnete 

Marlene 

Mortler 

(CDU/CSU) 


Wann wird nach Meinung der Bundesregie- 
rung die Durchführungsverordnung zur Ver- 
ordnung (EG) Nr. 883/2004 in Kraft treten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 14. Juli 2005 

Die VO (EG) Nr. 883/2004 ist erst anzuwenden, wenn die Durchfüh- 
rungsverordnung in Kraft getreten ist (vgl. Artikel 91). Die Europäi- 
sche Kommission arbeitet derzeit an dem Vorschlag für die Durchfüh- 
rungsverordnung und wird diesen im Eaufe des Jahres 2005 vorlegen. 
Mit einem Inkrafttreten dürfte im Eaufe des Jahres 2007 zu rechnen 
sein, so dass dann insgesamt das neue Recht anzuwenden ist. 


56. Abgeordneter 
Jens 
Spahn 
(CDU/CSU) 


Wie sind die Aussagen eines Mitarbeiters des 
Bundesministeriums für Gesundheit und So- 
ziale Sicherung mit Blick auf die gerade veröf- 
fentlichte Eiste nach § 73 Arzneimittelgesetz 
über die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und die anderen Vertragsstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, in denen für 
den Versandhandel und den elektronischen 
Handel mit Arzneimitteln dem deutschen 
Recht vergleichbare Sicherheitsstandards be- 
stehen, „dass es (. . .) Zweifel an der Eunktiona- 
lität der Zusammenstellung gebe“ (vgl. Phar- 
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mazeutische Zeitung vom 30. Juni 2005), zu 
verstehen, und wie bewertet die Bundes- 
regierung die rechtliche Bindungswirkung der 
Liste? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 18. Juli 2005 

Die Veröffentlichung der Liste nach § 73 Abs. 1 Satz 3 des Arzneimit- 
telgesetzes verfolgt ausweislich der Begründung zu Artikel 23 Nr. 4 
des am 26. September 2003 vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Bundestagsdrucksache 15/1525, S. 166) den Zweck, den Verbrau- 
chern eine Orientierung beim Bezug von Arzneimitteln aus EWR-Ver- 
tragsstaaten zu geben und dient damit dem Schutz deutscher Verbrau- 
cher. Sie kann nur Auskunft geben, welche der genannten Staaten 
zum Zeitpunkt der Feststellung durch das Bundesministerium dem 
deutschen Recht vergleichbare Sicherheitsstandards haben. Dement- 
sprechend sieht die genannte Vorschrift eine Aktualisierung in regel- 
mäßigen Abständen vor. Eine darüber hinausgehende Bindungswir- 
kung kommt dieser Eiste nicht zu. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


57. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(FDP) 


Wie ist der derzeitige Sachstand der Umset- 
zung der EU-Richtlinie 2002/1 5/EG zur Rege- 
lung der Arbeitszeit von Personen, die Fahr- 
tätigkeiten im Bereich des Straßentransports 
ausüben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 15. Juli 2005 

Die Richtlinie war bis zum 23. März 2005 in innerstaatliches Recht zu 
überführen. Der Bundesrat hat dem ihm vorgelegten Entwurf einer 
Verordnung zur Regelung der Arbeitszeit von Personen, die Fahr- 
tätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben (Bundesrats- 
drucksache 78/05), am 18. März 2005 jedoch die erforderliche Zu- 
stimmung verweigert. 


58. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(FDP) 


Gibt es bezüglich der Umsetzung der EU- 
Richtlinie 2002/ 15/EG einen Dissens bezie- 
hungsweise einen Zuständigkeitsstreit zwi- 
schen dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen sowie dem Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und Arbeit, und 
wenn ja, warum? 
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59. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(FDP) 


Kann zu einem absehbaren Zeitpunkt mit der 
Umsetzung der EU-Richtlinie gerechnet wer- 
den, und wenn nein, warum nicht? 


60. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(FDP) 


Mit welchen Konsequenzen für die Arbeitneh- 
mer im deutschen Speditionsgewerbe rechnet 
die Bundesregierung, falls die rechtzeitige Um- 
setzung der EU-Richtlinie ausbleibt, insbeson- 
dere im Hinblick darauf, dass ab dem 1. Janu- 
ar 2006 für Fahrer aus anderen EU-Ländern 
die Bereitschaftszeit nicht als Arbeitszeit gälte, 
während den deutschen Fahrern die Bereit- 
schaftszeit als Arbeitszeit angerechnet würde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 15. Juli 2005 

Die Fragen 58, 59 und 60 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Zwischen den Bundesministerien war einvernehmlich der Weg einer 
Rechtsverordnung aufgrund des Fahrpersonalgesetzes vereinbart wor- 
den. Einen Dissens oder Zuständigkeitsstreit gibt es nicht. 

Die Umsetzung der Richtlinie ist dringlich. Alle Beteiligten stimmen 
in der inhaltlichen Ausgestaltung der nationalen Regelungen überein. 
Aufgrund der aktuellen politischen Entwicklung und der voraussicht- 
lichen vorzeitigen Auflösung des Deutschen Bundestages ist eine vom 
Bundesrat gewünschte Gesetzesinitiative der Bundesregierung zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht zielführend. Daher haben sich die beteiligten 
Bundesministerien darauf verständigt, erneut auf die Bundesländer 
zuzugehen, um die Umsetzung der Richtlinie über eine Rechtsverord- 
nung zu erreichen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass bis zum 1. Januar 2006 
eine Lösung gefunden wird, die das deutsche Speditionsgewerbe in 
Bezug auf die Arbeitszeitbestimmungen der Richtlinie gegenüber aus- 
ländischen Wettbewerbern nicht benachteiligt. 


61. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Würde die Bundesregierung ein Verfahren zur 
Finanzierung der Ortsumgehung Kirchweyhe 
(Bundesstraße B 4) im Rahmen einer Mitfinan- 
zierung zulassen, so wie es jetzt für die Orts- 
umgehung Celle (Bundesstraße B3) gefunden 
wurde (vgl. Cellesche Zeitung vom 2. Juli 
2005), und würde der Bund auch beim Land 
Niedersachsen Bemühungen unterstützen, die 
Planungskosten durch Kommunen und private 
Träger vorzufinanzieren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Juli 2005 

Artikel 104a des Grundgesetzes schließt eine öffentliche Mitfinanzie- 
rung von Bundesaufgaben durch die Länder grundsätzlich aus. Bund 
und Länder können ausnahmsweise Zusammenwirken, wenn sich ihre 
Kompetenzen zur Aufgabenwahrnehmung überschneiden. Dann muss 
nachgewiesen werden, dass zugleich Ziele der landeseigenen Verwal- 
tungskompetenz realisiert werden und die Höhe der Landesbeteili- 
gung dem Landesinteresse entspricht. Zudem muss geprüft werden, 
wann die Maßnahme mit der notwendigen Komplementärllnanzie- 
rung durch den Bund in das Finanzierungsprogramm eingeplant wer- 
den kann. Nach Artikel 104a Abs. 5 Grundgesetz tragen die Länder 
die beim Bau von Bundesfernstraßen anfallenden Planungskosten; ob 
und wie sie Private bei deren Finanzierung beteiligen, fällt in ihre Zu- 
ständigkeit. 


62. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung Überlegun- 
gen, die Bundesstraßen B 4 und B 7 1 im Land- 
kreis Uelzen als Mau tausweichstrecken in ab- 
sehbarer Zeit mit der Lkw-Maut zu belegen, 
und wie bewertet sie Möglichkeiten zur Ein- 
schränkung des Schwerlastverkehrs auf den 
besonders durch Lärm, Abgase und Verkehrs- 
gefährdung betroffenen Abschnitten dieser 
Bundesstraßen, insbesondere der Ortsdurch- 
fahrt der Bundesstraße B 4 in Kirchweyhe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Juli 2005 

Die Bundesregierung war sich bei den Erwägungen zur Einführung 
der Lkw-Maut von Anfang der Bedeutung der Frage einer Verlage- 
rung von Lkw-Verkehr auf das nachgeordnete Straßennetz bewusst. 

Die Ermittlung potenzieller Ausweichrouten für schwere Lkw kann 
umfassend nur mit Hilfe von Modellrechnungen durchgeführt werden. 
Das zugrunde liegende Straßennetzmodell umfasst alle klassifizierten 
Straßen (Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Landesstraßen) so- 
wie wichtige Kommunalstraßen, d. h. auch die Bundesstraßen B 4 und 
die B71. Parallel dazu sollen mögliche Verlagerungseffekte auf der 
Grundlage von aktuellen Verkehrsdaten untersucht werden. 

Die bisher in einigen Ländern vorliegenden Ergebnisse lassen die Ten- 
denz erkennen, dass Lkw-Fahrer seit Beginn der Mauterhebung Alter- 
nativen zur Autobahnbenutzung ausprobiert haben, die für sie im Hin- 
blick auf Zeitgewinn und damit verbundene Kosten aber dauerhaft 
keinen Vorteil bieten. Aussagekräftige Ergebnisse über Ausweichver- 
kehre werden - in Abstimmung mit den Ländern - wegen der erfor- 
derlichen Vorher/Nachher-Untersuchungen erst im Herbst 2005 vor- 
liegen. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen wird 
in § 1 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes über die Erhebung von streckenbezo- 
genen Gebühren für die Benutzung von Bundesautobahnen mit 
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schweren Nutzfahrzeugen (ABMG) ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung nach Anhörung der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften und mit Zustimmung des Bundesrates, die Mautpflicht auf 
genau bezeichnete Abschnitte von Bundesstraßen auszudehnen, wenn 
dies aus Sicherheitsgründen gerechtfertigt ist. Vor einer Bemautung 
von Bundesstraßen wird auch geprüft werden, ob diese tatsächlich zu 
einer Rückverlagerung des Verkehrs auf die Autobahnen führt oder 
ob eine weitere Verlagerung auf andere Straßen erfolgt. Auch Aspekte 
des Wirtschaftsverkehrs sind zu beachten. Aus technischen Gründen 
ist eine Einbeziehung von Bundesstraßenabschnitten in das Ekw- 
Maut-System frühestens 2006 möglich. 

Unter den Voraussetzungen, dass die besonderen örtlichen Verhältnis- 
se zu einer außergewöhnlichen Gefahrenlage und zwar entweder für 
die Sicherheit oder Ordnung (§ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO) oder für die 
Wohnbevölkerung hinsichtlich Eärm und Abgasen (§ 45 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3 StVO) führen, können die Straßenverkehrsbehörden der Eänder 
nach pflichtgemäßem Ermessen Anordnungen über die Benutzung be- 
stimmter Straßen oder Straßenstrecken treffen. 

Dies kann bis zur Anordnung von Verkehr sverboten führen. Da der 
Vollzug straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften nach der Kompetenz- 
verteüung des Grundgesetzes (Artikel 84 Grundgesetz) von den Eän- 
dern als eigene Aufgabe ausgeführt wird, stehen dem Bund im konkre- 
ten Einzelfall weder Eingriffs- noch Weisungsrechte zu. 


63. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Treffen die durch den Test des Bundesverban- 
des Güterkraftverkehr und Eogistik (BGE) 
festgestellten Sachverhalte hinsichtlich der Pro- 
bleme bei den Mautkontrollen zu (Mittelbaye- 
rische Zeitung vom 8. Juli 2005), und wenn ja, 
sind die Testergebnisse für das gesamte Bun- 
desgebiet repräsentativ? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 15. Juli 2005 

Die in dem so genannten Test des BGE ermittelten Daten sind weder 
repräsentativ noch aussagekräftig. Das Kontrollsystem funktioniert, 
ist vielfältig und effektiv. Es ermöglicht eine Kontrollquote von über 
zehn Prozent. Im ersten halben Jahr wurden im Ekw-Mautsystem über 
11,3 Mrd. Küometer abgerechnet, erfolgten rund 70 Millionen Eahr- 
ten und wurden über 8,5 Millionen Kontrollen durchgeführt. Die da- 
bei ermittelte Beanstandungsquote von unter 2 Prozent ist dagegen 
aussagekräftig und repräsentativ. 


64. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
auf die Testergebnisse reagieren und, in Zu- 
sammenarbeit mit Toll Collect, die auftreten- 
den Probleme abstellen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 15. Juli 2005 

Die Bundesregierung nimmt - wie in der Vergangenheit auch - Kritik 
und Anregungen der Verbände ernst und geht diesen auch nach. So 
hat zum Beispiel das Bundesamt für Güterverkehr auf den Vorwurf 
des BGL, nachts würde vermehrt Maut geprellt, mit verstärkten 
Nachtkontrollen reagiert. Auf den Vorwurf, Ausländer würden ver- 
stärkt die Maut prellen, wurde mit verstärkten Kontrollen in den 
Grenzregionen reagiert. Im Ergebnis waren keine besonderen Auffäl- 
ligkeiten festzustellen. 

Auch den so genannten Null-Buchungen, die in der Regel einen völlig 
legalen Hintergrund haben, wird gezielt nachgegangen. Auch dabei 
gab es bisher keine Auffälligkeiten. Die Prüfprozesse für den Monat 
Mai, in dem diese angeblichen Tests stattgefunden haben sollen, sind 
noch nicht abgeschlossen. Es wird gezielt das Instrument der Betriebs- 
kontrollen eingesetzt. 


65. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu den neues- 
ten Erkenntnissen hinsichtlich des „katastro- 
phalen Ergebnisses“, das der Bundesverband 
Güterkraftverkehr, Eogistik und Entsorgung 
(BGE) hinsichtlich der „Mautpreller“ erzielt 
hat (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 8. Juli 
2005), und was gedenkt sie dagegen zu unter- 
nehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 15. Juli 2005 

Die in dem so genannten Test des BGE ermittelten Daten sind weder 
repräsentativ noch aussagekräftig. Das Kontrollsystem funktioniert, 
ist vielfältig und effektiv. Es ermöglicht eine Kontrollquote von über 
zehn Prozent. Im ersten halben Jahr wurden im Ekw-Mautsystem über 
11,3 Mrd. Küometer abgerechnet, erfolgten rund 70 Millionen Eahr- 
ten und wurden über 8,5 Millionen Kontrollen durchgeführt. Die da- 
bei ermittelte Beanstandungsquote von unter 2 Prozent ist dagegen 
aussagekräftig und repräsentativ. 

Die Bundesregierung nimmt - wie in der Vergangenheit auch - Kritik 
und Anregungen der Verbände ernst und geht diesen auch nach. So 
hat zum Beispiel das Bundesamt für Güterverkehr auf den Vorwurf 
des BGE, nachts würde vermehrt Maut geprellt, mit verstärkten 
Nachtkontrollen reagiert. Auf den Vorwurf, Ausländer würden ver- 
stärkt die Maut prellen, wurde mit verstärkten Kontrollen in den 
Grenzregionen reagiert. Im Ergebnis waren keine besonderen Auffäl- 
ligkeiten festzustellen. 

Auch den so genannten Null-Buchungen, die in der Regel einen völlig 
legalen Hintergrund haben, wird gezielt nachgegangen. Auch dabei 
gab es bisher keine Auffälligkeiten. Die Prüfprozesse für den Monat 
Mai, in dem diese angeblichen Tests stattgefunden haben sollen, sind 
noch nicht abgeschlossen. Es wird gezielt das Instrument der Betriebs- 
kontrollen eingesetzt. 
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66. Abgeordneter 
Jens 
Spahn 
(CDU/CSU) 


Wie ist der aktuelle Verfahrensstand bezüglich 
des Lückenschlusses der Bundesstraße B 54 
zwischen Steinfurt und Ochtrup (Westf), und 
hat der Bund den Baubeginn dieser Maßnah- 
me für das Jahr 2005 fest eingeplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Juli 2005 

Der Abschnitt der Bundesstraße B 54 von westlich der Ortsumgehung 
Steinfurt bis östlich Ochtrup (Bundesstraße B70) ist im Vordringli- 
chen Bedarf für die Bundesfernstraßen als zweistreifiger Neubau mit 
einer Länge von 5,2 km und Kosten von 16,5 Mio. Euro enthalten. 
Die Maßnahme befindet sich in der Planfeststellung zur Schaffung 
des Baurechts. Der Erörterungstermin hat im März 2004 stattgefun- 
den. 

Das Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-West- 
falen erarbeitet zurzeit als zuständige Planfeststellungsbehörde für die 
Bundesfernstraßen den Planfeststellungsbeschluss. Dieser soll nach 
Auskunft des Landes voraussichtlich im September/Oktober 2005 er- 
lassen werden. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
dem Land als zuständige Auftragsverwaltung für die Bundesfernstra- 
ßen am 28. Eebruar 2005 die Zustimmung zum Baubeginn dieser Bau- 
maßnahme in 2005 nach Verkündung des Haushaltsgesetzes erteilt. 
Nach Vorliegen des Baurechts kann die Maßnahme in den Straßen- 
bauplan eingestellt und mit dem Bau begonnen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


67. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Wie viele, auch internationale, Projekte zur 
Eörderung erneuerbarer Energien wurden in 
den letzten fünf Jahren aus Haushaltsmitteln 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) geför- 
dert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 19. Juli 2005 

In den Jahren 2000 bis 2004 unterstützte das BMZ insgesamt 121 Pro- 
jekte zur Eörderung erneuerbarer Energien, d. h. bei diesen Projekten 
fand in dem Zeitraum mindestens eine Auszahlung oder eine Zusage 
des BMZ statt. 
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68. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Werden deutsche Unternehmen zur Unterstüt- 
zung von Projekten zu Förderungen von er- 
neuerbaren Energien, die vom BMZ gefördert 
werden, vom BMZ beauftragt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 19. Juli 2005 

Private deutsche Unternehmen werden nicht vom BMZ beauftragt. 
Das BMZ beauftragt staatliche Durchführungsorganisationen mit der 
Durchführung von Vorhaben. Die investiven Aufträge werden nach 
internationaler Ausschreibung durch die Partnerregierungen verge- 
ben. Private deutsche Unternehmen können sich an den Ausschrei- 
bungen beteiligen. 


Berlin, den 22. Juli 2005 
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